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Zeitgespräch

Ist der Fahrplan der Energiewende noch 
einzuhalten?
Die Energiewende bedeutet eine Systemtransformation des gesamten Energiebereichs 
hin zu erneuerbaren Energien. Der Transformationsprozess ist dabei einerseits von hohen 
technologischen Herausforderungen begleitet. Andererseits zeigen sich aber auch zunehmend 
Akzeptanzprobleme in der Bevölkerung, wenn etwa die Strompreise als zu hoch empfunden 
werden und dies ausschließlich der Förderung der Erneuerbaren zugeschrieben wird. Die 
Autoren zeigen die vielen Hindernisse auf, die den Fahrplan der Energiewende ins Wanken 
bringen können.

Erik Gawel, Bernd Hansjürgens

Projekt „Energiewende“: Schneckentempo und Zickzackkurs statt 
klarer Konzepte für die Systemtransformation?

 In Sachen Energiewende sieht sich die Bundesregierung 
„auf Zielkurs“1. Sie stützt sich dabei auf den ersten Moni-
toring-Bericht der dazu eingesetzten Expertenkommission 
von Ende 2012,2 die aber Zielerfüllung wohlweislich nur für 
den Ausbau der erneuerbaren Energien bescheinigt. Bei 
nüchterner Betrachtung zeigen sich bei vielen wichtigen Ele-
menten des Transformationsprozesses offene Baustellen:  
ob beim Stromnetzausbau, der Offshore-Windenergie, der 
Steigerung der Energieeffi zienz, der Gebäude sanierung und 
Kraft-Wärme-Kopplung, der Energiewende im Verkehr oder 
der Dekarbonisierung. Der Monitoring-Bericht 2012 zeigt für 
zahlreiche Bereiche, dass die bisherige Entwicklung noch 
weit von den gesteckten Zielen, selbst für die mittlere Frist 
(2020), entfernt ist.3 Und die einzige unzweifelhafte Erfolgs-
geschichte der Energiewende, die Steigerung des Anteils 
erneuerbarer Energieträger am Bruttostromverbrauch auf 
über 20% 2011 (Zielmarke 2020: 35%), wird durch zweifel-
hafte Debatten um Kosten und Strompreise entwertet und 
über Grundsatzdiskussionen um das Förderregime zuguns-
ten der Erneuerbaren zudem noch zur Disposition gestellt. 
Dabei ist auch bei der Substitution der Energieträger von 
fossil-nuklear auf erneuerbar – trotz der Erfolge der Vergan-
genheit – immer noch nahezu eine Umkehrung der aktuellen 
Verhältnisse auf 80% Erneuerbare bis 2050 zur Erreichung 
der Zielmarke erforderlich.

1 Vgl. http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2012/12/2012-
12-19-monitoring-energie.html.

2 BMWi/BMU: Erster Monitoring-Bericht „Energie der Zukunft“, Berlin 
2012.

3 Siehe auch ZEW: Indikatoren für die energiepolitische Zielerreichung. 
http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/ZEW_Indikatorenbe-
richt_2012.pdf.

Zweifellos ist die umfassende Systemtransformation bei 
Strom, Wärme und Verkehr eine Herkulesaufgabe, bei der 
man seit der Neuaufstellung der Energiepolitik 2010/2011 
noch keine Wunder erwarten darf. Es fragt sich allerdings, 
ob die politischen Weichen richtig gestellt sind, um wider-
spruchsfreie und koordinierte Entwicklungen, welche die 
Zielerfüllung insgesamt aussichtsreich machen, anzusto-
ßen. Hieran bestehen aber erhebliche Zweifel. An ener-
giepolitischen Maßnahmen mangelt es dabei nicht: In ver-
schiedenen Wellen wurden, zunächst unter dem Rubrum 
der Klimapolitik (z.B. Einführung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG) 2000, EU-Emissionshandel 2005, Integrier-
tes Energie- und Klimaschutzprogramm 2007), nunmehr 
als „Energiewende“ (insbesondere über das umfangreiche 
„Energiepaket“ 2011), Maßnahmenpakete in allen Bereichen 
der Energieversorgung angestoßen.4 Probleme bereiten hier 
eher die mangelnde systemische Abstimmung der einzelnen 
Maßnahmen und die fehlende Koordination der öffentlichen 
Handlungsträger untereinander (Bund, Länder, regionale 
Planungsbehörden und Kommunen), aber auch die mitun-
ter erratisch anmutende politische Willensbildung bei der 
Implementation: Aktionismus bei Korrektureingriffen in die 
politische Rahmensetzung (EEG) steht hier neben verblüf-
fendem Langmut gegenüber offensichtlichem Handlungs-
bedarf (Emissionshandel, EU-Effi zienzrichtlinie).

4 Zur „Instrumenteninvasion“ siehe auch B. Hansjürgens: Instrumen-
tenmix der Klima- und Energiepolitik: Welche Herausforderungen 
stellen sich?, in: Wirtschaftsdienst, 92. Jg. (2012), Sonderheft, S. 1-7. 

DOI: 10.1007/s10273-013-1525-1
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Scheinproblem Strompreise

Die politische Aufmerksamkeit bleibt dabei zu stark auf den 
Stromsektor und hier wiederum auf die Energieträgerwahl 
fokussiert. Dies zeigt auch die in den letzten Monaten do-
minierende Kostendebatte: Obwohl die Strompreise für Ver-
braucher weniger stark gestiegen sind als jene für Heizöl, 
Gas oder Fernwärme5, obwohl der Anteil der Stromausgaben 
am verfügbaren Einkommen für die Verbraucher seit langem 
mit durchschnittlich 2,5%6 unverändert geringfügig ist und 
zudem hinter dem Ausgabenanteil für Kraftstoffe oder Hei-
zung weit zurückbleibt, obwohl Stromausgaben auch durch 
Effi zienz bei der Stromnutzung gemindert werden können, 
ja sollen, und obwohl schließlich preistreibende Effekte im 
Endkundensegment keineswegs allein der EEG-Förderung 
zugeschrieben werden können, ist gerade um die Kosten-
treiber-Rolle des EEG ein erstaunlicher politischer Alarmie-
rungswettbewerb zu beobachten, an dem sich sowohl die 
Ökonomen-Zunft als auch das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) beteiligen 
(„Kosten-Tsunami“7, Konzepte zur „Strompreisbremse“8, 
„Billionen-Rechnung“ des BMU9). Darüber geraten nicht nur 
die Nutzen der Energiewende als öffentliches Gut aus dem 
Blickfeld, sondern auch die eigentlichen Herausforderungen 
eines Pfadwechsels der Systemtransformation sowie die 
gesellschaftliche Verständigung über eine insgesamt ge-
rechte Lastverteilung dieses Vorhabens.10 Mit Blick auf die 
Unternehmen schließlich sind bei der Belastungsdebatte 
die fl ächendeckenden Ausnahme- und Sonderregelungen 
bei der Stromsteuer, bei den Netzentgelten, bei KWK- und 
EEG-Umlage zu berücksichtigen. Zum Teil profi tieren aus-
gerechnet energieintensive Unternehmen über die Senkung 

5 Siehe http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Energiedaten/ener-
giepreise-energiekosten.html; dazu auch Frontier Economis/EWI: 
Energiekosten in Deutschland – Entwicklungen, Ursachen und inter-
nationaler Vergleich, 2010.

6 K. Neuhoff et al.: Distributional Effects of Energy Transition: Impacts 
of Renewable Electricity Support in Germany, in: Economics of Ener-
gy and Environmental Policy, 2. Jg. (2013), S. 41-54.

7 M. Frondel, N. Ritter, C. M. Schmidt: Die Förderung der Photovoltaik: 
Ein Kosten-Tsunami, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen, 60. Jg. 
(2010), H. 12, S. 36-44; ebenso J. Haucap: Erneuerbare Energien: 
Mehr Wettbewerb nötig, in: Wirtschaftsdienst, 91. Jg. (2011), H. 10, 
S. 656-657.

8 P. Altmaier: Verfahrensvorschlag zur Neuregelung des EEG, 
11.10.2012; BMU: Energiewende sichern – Kosten begrenzen, Vor-
schlag zur Einführung einer Strompreis-Sicherung im EEG, 28.1.2013; 
BMU/BMWi: Energiewende sichern – Kosten begrenzen, Gemeinsa-
mer Vorschlag zur Dämpfung der Kosten des Ausbaus der Erneuerba-
ren Energien, 13.2.2013 („Altmaier-Rösler-Papier“).

9 Vgl.  http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/ener-
giepolitik/umweltminister-altmaier-energiewende-koennte-bis-zu-
einer-billion-euro-kosten-12086525.html. Kritisch unter anderem 
L. Reuster, S. Küchler: Die Kosten der Energiewende – Wie belast-
bar ist Altmaiers Billion?, http://www.bee-ev.de/_downloads/pres-
se/2013/201303_BEE-GPE_Kurzanalyse-Altmaiers-Billion.pdf.

10 Siehe E. Gawel et al.: Kosten der Energiewende – Fakten und Mythen, 
in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen, 62. Jg. (2012), H. 9, S. 39-44.

der Großhandelspreise mehr vom EEG, als sie selbst zu sei-
ner Finanzierung beitragen.

Die Politik präsentiert sich hier als ein aus der polit-ökono-
mischen Regulierungstheorie11 bekannter, gegendruckemp-
fi ndlicher „Lastenmakler“, der in erster Linie bestrebt ist, 
gut organisierten Widerstand gegen die Energiewende zu 
minimieren und die Zustimmung auf Stimmenmärkten nicht 
zu gefährden. Dass aber ausgerechnet die zur vorrangigen 
Lasttragung ausersehenen, eher schwach organisierten Pri-
vathaushalte durch die anhaltende und politisch geschürte 
Strompreisdebatte nachhaltig irritiert und sensibilisiert wur-
den, gehört zu den Ironien der Energiewendepolitik.

Herausforderung Systemkonzept

Das Hauptproblem dürfte aber kaum die „bremsende“ Be-
wältigung drohender Strompreisexzesse wegen steigender 
EEG-Umlagen sein. In erster Linie stellt sich die – durchaus 
ebenfalls kostenrelevante – Herausforderung einer Harmo-
nisierung und Koordinierung der einzelnen Systemkompo-
nenten beim Wendeprozess: Nachdem ein gutes Jahrzehnt 
lang erfolgreich Erneuerbare im Energieträgermix unter 
bewusster Hintanstellung betriebswirtschaftlicher Geste-
hungskosten etabliert wurden, stellt sich nun die Frage, wie 
auch Erneuerbare mittel- bis langfristig Marktsignalen unter-
worfen werden können, wie insbesondere auch die volatilen 
Einspeisungen (Sonnen-, Windenergie) in die Verantwortung 
zur Netzstabilität eingebunden werden können, und wie 
sich die zunehmenden raum-zeitlichen Disparitäten aus Er-
zeugung und Verbrauch durch Netze und Speicher kosten-
günstig sowie ökologie- und sozialverträglich überbrücken 
lassen. Auch muss die Versorgungssicherheit künftig durch 
einen ausreichenden „Schatten-Kraftwerkspark“ gesichert 
werden, der zuverlässig und fl exibel Energie liefert, wenn die 
Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht.

Zugleich bieten Effi zienzstrategien und intelligente Netze die 
Möglichkeit, die genannten Probleme auf der Angebotsseite 
dadurch zu entschärfen, dass der Energiebedarf insgesamt 
abgesenkt oder zeitlich fl exibilisiert wird. Für die notwendi-
ge Abstimmung dieser Systemelemente untereinander und 
einen angemessenen zeitlichen Transformationspfad ist bis-
her kein klares Konzept erkennbar. Fairerweise muss man 
wohl hinzufügen, dass auch die Wissenschaft nicht über ei-
ne unstrittige Blaupause für diesen Wendeprozess verfügt, 
und dass Interessendivergenzen im politischen Bereich be-
stehen, die dieses Unterfangen erheblich erschweren.

11 Siehe etwa R. E. McCormick, R. D. Tollison: Politicians, Legislation 
and the Economy, Boston 1981; B. Hansjürgens: Äquivalenzprinzip 
und Staatsfi nanzierung, Berlin 2001, S. 78 ff.
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Dessen ungeachtet bleiben politisch insbesondere die be-
achtlichen Potenziale einer Energieeffi zienzpolitik bisher 
weitgehend ungehoben.12 Auch der Netzausbau wird ge-
genwärtig eher hektisch nachholend beschleunigt, als kon-
zeptionell gesichert implementiert. So ringen unverändert 
widersprüchliche Vorstellungen von Großlösungen („Über-
tragungsnetz-Autobahnen“) einerseits und versorgungs-
nahe Konzepte einer „Energiewende von unten“ anderer-
seits miteinander. Zudem erscheint fraglich, inwiefern die 
im Zuge der Liberalisierung eingeführte Anreizregulierung 
wirklich kompatibel ist mit den künftigen Anforderungen an 
Netzinvestitionen und Netzbetrieb infolge der veränderten 
Erzeugerstruktur.13 Über die bisher lediglich geschaffenen 
Grundlagen für eine koordinierte Netzplanung und eine Be-
schleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren 

12 Siehe den „Offenen Brief an die Bundesregierung: Ohne eine europa-
weite Energieeffi zienzpolitik ist die Energiewende in Gefahr“, https://
germanwatch.org/fr/download/3859.pdf; sowie „Drohendes Aus für 
Energieeffi zienzprogramme muss rasch abgewendet werden“, ht-
tp://www.deneff.org/cms/tl_fi les/Infomaterial/Presse/20130318%20
EKF_Offener%20Brief_Final.pdf; sowie die dezenteren Hinweise von 
BMWi/BMU: Erster Monitoring-Bericht ..., a.a.O., S. 26 ff.

13 Vgl. z.B. R. T. Cossent et al.: Towards a future with large penetration of 
distributed generation: Is the current regulation of electricity distribu-
tion ready? Regulatory recommendations under a European perspec-
tive, in: Energy Policy, 37. Jg. (2009), H. 3, S. 1145-1155.
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(Energieleitungsausbaugesetz, Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz) hinaus könnte daher auch im Netzbereich 
noch eine grundlegende Neuordnung erforderlich werden.

Einstige energiepolitische Vorzeigeprojekte wie die Elektro-
Mobilität, ja selbst der europäische Emissionshandel (und 
mit ihm der 2011 aufgelegte Energie- und Klimafonds) sind 
sogar zwischenzeitlich notleidend geworden. Beim Emis-
sionshandel ist kein politischer Wille erkennbar, die ganz 
offensichtliche Überallokation von Emissionsrechten auch 
nur im Ansatz zu korrigieren, wie das Scheitern der entspre-
chenden EU-Kommissions-Initiative im Europaparlament 
belegt.14 Und während die Energie- und Klimaressorts das 
Gaspedal betätigen, stehen Natur-, Arten-, Gewässer- und 
Wohnumfeldschutz auf dem Bremshebel, solange deren 
Anliegen zwischen globalsteuernden Treiberinstrumen-
ten (EEG) und einer planungsrechtlich noch ungefestigten 
Landnutzungssteuerung aufgerieben zu werden drohen. 
Auch die bislang zu stark vernachlässigten externen Kosten 
der Erneuerbaren müssen – gerade bei einem Skalenwech-
sel auf 80% der Versorgung – künftig angemessen in die 
Ausbauentscheidungen einfl ießen.

Friktionen durch Länderwettbewerb

Die Fragmentierung des Wendegeschehens wird auch 
durch den Umstand befördert, dass die Bundesländer die 
Energiewende, insbesondere den Markt für (jeweils regi-
onal verschiedene15) Erneuerbare, längst als regionalen 
Wirtschaftsfaktor betrachten und die hier zur Verteilung 
anstehenden Mittel in ihre Region zu lenken bestrebt sind. 
Ehrgeizige Ausbauziele der Länder übertreffen dabei in ihrer 
Gesamtheit mit geschätzten über 50% am Bruttostromver-
brauch ab 2020 bei weitem das Energiekonzept des Bundes 
(2020: mindestens 35%),16 und zwar bislang ohne jede Ko-
ordination.17 An die Stelle eines abgestimmten Ausbaus, der 
möglichst kostengünstig den gewünschten Gesamt-Zielkor-
ridor beschreibt und System interdependenzen (z.B. beim 
Netzausbau) angemessen mitberücksichtigt, tritt so ein in-
effi zienter und zielverfehlender Standortwettlauf. Und da die 
fi nanziellen Mittel über den Refi nanzierungsmechanismus 
der EEG-Umlage bislang nicht gedeckelt sind, entwickelt 
sich hier eine zunehmend problematische Pull-Dynamik ei-

14 Vgl. http://www.zeit.de/wirtschaft/2013-04/emissionshandel-reform-
parlament.

15 Siehe zu den unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen der Länder 
Agentur für Erneuerbare Energien (AEE): Bundesländer mit neuer 
Energie, Jahresreport Föderal-Erneuerbar 2011/12, S. 36.

16 Schätzung der Deutschen Energie-Agentur, zitiert nach ebenda.
17 Die Ministerpräsidentenkonferenz hat sich am 7.1.2013 immerhin da-

zu bekannt, dass „der politische Dialog über die Synchronisierung der 
nationalen Ausbauziele mit den Ausbauzielen der Länder insbeson-
dere für die Solarenergie sowie die On- und Offshore-Windenergie 
[…] zu führen ist […]. Die Länder sind bereit, im Interesse einer ge-
meinsamen Lösung ihre eigenen Planungen zu modifi zieren.“ (www.
thueringen.de/th1/mpk/termine/weimar).

nes möglichst raschen, möglichst weitgehenden regionalen 
Ausbaus. Günstiger lässt sich aus Ländersicht regionale 
Wirtschaftsförderung auch kaum betreiben; das Nachsehen 
hat das Projekt Energiewende als Ganzes. Schnecke und 
Hase sind auf dem Energiewende-Parcours offensichtlich 
gleichzeitig unterwegs, zum Teil sogar in unterschiedliche 
Richtungen, und sie erhalten von außen verwirrende Hin-
weise, wo ihre jeweilige Bahn eigentlich verläuft. Ungelöste 
System- und Zielkonfl ikte bremsen so insgesamt den Ener-
giewende-Prozess aus und erhöhen unnötig die Kosten.

Beim Versuch des Gegensteuerns aber gerät die Energie-
wende bei der Bund-Länder-Koordination in ein Kartellspiel: 
Die internen „Produktions-Quoten“ der einzelnen Länder 
müssen gegen deren Eigeninteressen auf das übergeord-
nete Gesamtziel ausgerichtet werden. Mangels Kompetenz-
durchgriff des Bundes bleiben nur freiwillige Beschränkun-
gen – mit den aus der Spieltheorie bekannten Outsider-Vor-
teilen bei der kollektiven Erstellung des öffentlichen Gutes 
„koordinierter Ausbau“. Die Praxis bestätigt diesen Befund 
bisher eindrucksvoll: Auf dem „Energiegipfel“ im März 
201318 zeigte sich im Wesentlichen ein Bild politischer Hand-
lungsunfähigkeit: Jede denkbare Reform-Maßnahme bleibt 
im komplexen Interessengefl echt ohne Mehrheit, obwohl 
doch der Reformbedarf und die Koordinationsnotwendig-
keit einhellig bejaht werden. Anhaltende Ressortdifferenzen 
auf Bundesebene (Wirtschaft versus Umwelt) und politische 
Rahmenbedingungen (vier Minister in beiden Ressorts allein 
in dieser Legislaturperiode) tun ihr Übriges.

Energiepolitische Rahmensetzung: klar, konsistent und 
stabil?

Die Energiewende ist ein gesellschaftliches Großvorhaben, 
bei dem vor allem private Investitionen in Milliardenhöhe er-
forderlich sind: Diese müssen privatwirtschaftlich gewagt 
werden, und sie müssen gesamtwirtschaftlich in die richtige 
Richtung weisen. Hierfür tragen politische Rahmenbedin-
gungen die Verantwortung – für klare und konsistente Anrei-
ze einerseits sowie für stabile Rahmenbedingungen ande-
rerseits. An beidem mangelt es freilich.

Als „Energiekonzept“ genügt es daher wohl nicht, immer 
neue Zielformulierungen und Maßnahmenpakete für diver-
se Energie-Bereiche auf den Weg zu bringen. Systemzu-
sammenhänge, Zeitpfade und Handlungsebenen müssen 
zielgerichtet miteinander verzahnt werden. Dabei müssen 
auch Ziel- und Interessenkonfl ikte adressiert und politisch 
aufgelöst werden. Dies ist verbunden mit der Einsicht, dass 
ein solch komplexer Pfadwechsel allein über marktgetrie-

18 Siehe etwa www.zeit.de/wirtschaft/2013-03/energiegipfel-strom-
preisbremse-dissens.
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bene Marginalentscheidungen kaum gelingen dürfte,19 um-
gekehrt aber das Risiko des Staatsversagens dementspre-
chend erhöht.

Aber auch an der Stabilität der Rahmenbedingungen man-
gelt es. Walter Eucken20 sah als eines von sieben konstituie-
renden Prinzipien der Wettbewerbsordnung die „Konstanz 
der Wirtschaftspolitik“ als unabdingbar an: „Eine gewisse 
Konstanz der Wirtschaftspolitik ist nötig, damit eine ausrei-
chende Investitionstätigkeit in Gang kommt. […] Die nervö-
se Unrast der Wirtschaftspolitik, die oft heute verwirft, was 
gestern galt, schafft ein großes Maß von Unsicherheit und 
verhindert – zusammen mit den verzerrten Preisrelationen 
– viele Investitionen. Es fehlt die Atmosphäre des Vertrau-
ens.“ Treffender lässt sich eines der Hauptprobleme ge-
genwärtiger Rahmensetzung kaum beschreiben: Die Ener-
gie-, Klima- und Umweltpolitik ist in Sachen Energiewende 
von riskanter Unstetigkeit gekennzeichnet. Dabei bildet die 
weltweit beachtete „doppelte Atomwende“ 2010/2011 (erst 
Verlängerung von Laufzeiten, dann Ausstieg) nur die Spitze 
des regulatorischen Eisberges: Die faktische Eliminierung 
der Reinbiokraftstoffbranche anlässlich der Umstellung von 
Energiesteuerbefreiung auf ein Kraftstoffquotensystem ab 
2006, die in immer kürzerer Folge unternommenen EEG-
Novellierungen (allein seit 2008 zehn Gesetzesänderungen), 
der Zickzackkurs bei der Photovoltaik-Förderung im ersten 
Halbjahr 2012 und das Hin und Her beim „Marktanreizpro-
gramm“ als einzigem bundeseinheitlichen Förderprogramm 
für erneuerbare Wärme im Altbaubereich (im Mai 2010 
überraschend gestoppt, im Juli desselben Jahres unter 
veränderten Bedingungen wieder aufgenommen) sind nur 
einige Beispiele. Aktuell bietet die zunächst als umfassend 
angekündigte, sodann als „Strompreisbremse“ fokussierte 
EEG-Reform mit (innerhalb von wenigen Monaten) insge-
samt drei verschiedenen, letztlich aber doch folgenlosen 
Konzeptpapieren von BMU und BMWi21 neues, irritierendes 
Anschauungsmaterial. Vor allem die angekündigte intrans-
parente Kürzung der EEG-Vergütung für Neu- und erstmals 
sogar für Bestandanlagen haben erheblichen Vertrauens-
verlust erzeugt: Eine nachträgliche Kürzung fest zugesag-
ter Vergütungen und ein ins Ungewisse gestellter künftiger 
Laufzeitbeginn der Vergütung für Neuanlagen sind Gift für 
die private Investitionsbereitschaft. Anstelle einer planvollen 
Ausbausteuerung produziert die Politik auf diese Weise in 
immer schnellerer Folge erratische Signale über die Profi -
tabilität privater Investitionen. Aktionistische Eingriffe in das 

19 Siehe E. Gawel, P. Lehmann: Macht der Emissionshandel die Förde-
rung erneuerbarer Energien überfl üssig?, in: Energiewirtschaftliche 
Tagesfragen, 61. Jg. (2011), H. 3, S. 24-28.

20 W. Eucken: Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 6. Aufl ., Tübingen 
1990, S. 254 ff.

21 Siehe die rasche Abfolge von politischen Absichtsbekundungen zur 
grundlegenden Neuordnung des EEG vom 11.10.2012, vom 28.1.2013 
sowie vom 14.2.2013 (Fn. 8).

Förderregime ohne klaren Reformkurs können so schnell 
aus einem „Preis-Bremsmanöver“ eine „Umkehrschub-Zün-
dung“ machen. Umgekehrt hat das Gezerre um die in kurzer 
Folge zur Senkung anstehende Solarförderung 2012 über 
Vorzieheffekte im Wesentlichen einen Rekord-Solarboom 
ausgelöst!

Steuerungsanreize bei der Förderung der 
erneuerbaren Energien richtig gesetzt?

Ob die Anreize bei der für die Energiewende zentralen För-
derung der Erneuerbaren gegenwärtig grundsätzlich richtig 
gesetzt sind, ist durchaus umstritten.22 Bei der hier verbrei-
teten, bisweilen schrillen Kritik23 wird jedoch zumeist über-
sehen, dass aktuelle Marktpreise kaum zur Anleitung lang-
fristig wirksamer Technologiepfadentscheidungen taugen: 
Weder enthalten diese die vollständigen externen Kosten 
der Energieversorgung noch berücksichtigen sie die dyna-
mische Preisentwicklung im Zeitablauf, die für Erneuerbare 
nach unten, für konventionelle Energieträger aber nach oben 
weist. Das EEG schafft hier einen angemessenen Marktaus-
nahmebereich zur Markteinführung. Vielfach favorisierte 
Quotenmodelle sorgen gerade nicht für stabile Erwartungen 
privater Investoren. Die Debatte hat sich im Grunde aber 
längst den künftigen Herausforderungen um ein „EEG 2.0“ 
zugewandt: Wie gelingt eine Markt- und Systemintegration 
der Erneuerbaren, wie muss das künftige Strommarktde-
sign aussehen, und kann unter diesen Bedingungen Versor-
gungssicherheit gewahrt bleiben? Vor diesem Hintergrund 
wird kontrovers diskutiert, ob sich volatile Einspeisungen 
überhaupt über das gegenwärtige Strommarktdesign aus 
eigener Kraft refi nanzieren können und ob nicht ergänzende 
Kapazitätsmechanismen für die notwendigen Investments 
in (Reserve-)Kraftwerkskapazität sorgen müssen.24

Fazit

Die Energiewende ist ein Nachhaltigkeitsprojekt par excel-
lence, bei dem die heutige Generation zur dauerhaften Ent-
lastung künftiger Generationen investiert. Dieser langfris-
tigen, dynamischen Nachhaltigkeitsperspektive wird eine 

22 Kritisch insbesondere RWI: Marktwirtschaftliche Energiewende: Ein 
Wettbewerbsrahmen für die Stromversorgung mit alternativen Tech-
nologien, 2012; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 2011/12, Wiesbaden 
2011; zustimmend hingegen unter anderen: Sachverständigenrat für 
Umweltfragen: Wege zu 100% erneuerbaren Stromversorgung, Berlin 
2011; und J. Nitsch et al.: Langfristszenarien und Strategien für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland bei Berücksichti-
gung der Entwicklung in Europa und global,  www.erneuerbare-ener-
gien.de/fi les/pdfs/allgemein/application/pdf/leitstudie2011_bf.pdf.

23 Siehe im Überblick E. Gawel et al.: Die deutsche Energiewende – ein 
Skandalon?, in: GAiA, 22. Jg. (2012), H. 4, S. 278 ff.

24 Hierzu unter anderem V. Böckers et al.: Braucht Deutschland einen 
Kapazitätsmarkt für Kraftwerke?, Ordnungspolitische Perspektiven, 
Nr. 24, Düsseldorf 2012.
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Mehr als eine kurzfristige Diskussion von Strompreisen und 
EEG-Umlage

allein auf aktuelle betriebswirtschaftliche Gestehungskos-
ten und Strompreise verengte Debatte nicht gerecht. Auch 
bedeutet diese Wende einen komplexen Systemwechsel, 
der aufgrund der vielfältigen Beharrungsmomente und Pfa-
dabhängigkeiten staatliche Anreiz-, Leitplanken- und Rah-
mensetzungen in einem Umfange erfordert, die ordnungs-
politisch möglicherweise irritieren mögen. Die Folge ist ein 
schwieriges Navigieren zwischen Markt- und Regulierungs-
versagen, bei dem man nach zwei Jahren nicht die Geduld 
verlieren sollte, aber auch einen klaren Kompass benötigt. 
Vordringlich sind hier eine Koordinierung der öffentlichen 
Handlungsträger und Zielgeber, eine aufeinander abge-
stimmte Entwicklung der Systemkomponenten Erzeugungs- 
und Reservekapazität, Netze und Speicher, auch durch inno-
vatives Strommarktdesign sowie markt- bzw. systeminteg-
rierende Förderpolitiken, eine aktive Effi zienzpolitik, die Revi-
talisierung des Emissionshandels und die Berücksichtigung 
ökologischer und raumbezogener Kosten der Erneuerbaren. 
Auch institutionelle Reformen – ob Bundes-Energieminis-
terium25 wie jüngst auf Landesebene in Schleswig-Holstein 
etabliert oder eine politisch unabhängige Bundeseffi zienz-

25 Vgl. www.handelsblatt.com/politik/deutschland/claudia-kemfert-oh-
ne-energieminister-ist-die-energiewende-nicht-zu-schaffen/6709168.
html.

agentur26 – mögen dazu beitragen. Schließlich müssen Ver-
teilungsfragen transparent geklärt werden. Dies trägt nicht 
nur zur Akzeptanzsicherung der Energiewende bei, sondern 
entlastet die Politik auch von permanenten Korrektureingrif-
fen in den Regulierungsrahmen aus Gründen des tagespoliti-
schen „Belastungsmanagements“.

Wir brauchen mithin ein Gesamtkonzept, das Energieeffi -
zienz, Erzeugungs-Mix, Reservekapazität und Netzausbau 
nach klarer politischer Prioritätensetzung aufeinander ab-
stimmt. Wir brauchen einen Fahrplan für die System- und 
Marktintegration der volatilen Erneuerbaren. Und wir brau-
chen mehr Wettbewerb der Erzeuger: Eine stärker dezent-
ralisierte Versorgung mit Erneuerbaren und starken Stadt-
werken kann dazu ebenso beitragen wie mündige Verbrau-
cher, die öfter mal ihren Versorger wechseln. All dies wirkt 
im Übrigen zuverlässig kostenbegrenzend. Ganz nebenbei 
würde ein revitalisierter Emissionshandel zwar nicht den 
Strompreis, aber die mit so viel Besorgnis betrachtete EEG-
Umlage (als Differenz aus Garantievergütung und Börsen-
preis) verringern können. Ein klarer und stetiger Reformkurs 
wäre hier weitaus besser als immer neue hektische Repara-
tureingriffe.

26 Vgl. www.zeit.de/2013/14/energiewende.

sätzlich richtige Anreize gesetzt wurden. Insgesamt sieht 
es in Sachen Energiewende in Deutschland also gar nicht 
schlecht aus. Und doch sieht sich die Energiewende bedeu-
tenden Herausforderungen gegenüber, die bereits kurzfristig 
einen unmittelbaren Handlungsbedarf erkennen lassen, um 
das Erreichen ihrer Ziele nicht zu gefährden. Gerade vor die-
sem Hintergrund ist es umso bedauerlicher, dass es bei der 
notwendigen Diskussion um die Zukunft der Energiewende 
derzeit nur noch um aus heutiger Perspektive zwangsläufi g 
hochgradig unsichere Abschätzungen ihrer Gesamtkosten 
sowie die Strompreise und dabei vor allem die EEG-Umlage 
zu gehen scheint. Wenden wir uns im Folgenden daher lieber 
einigen ausgewählten Herausforderungen zu, die exempla-
risch verdeutlichen, in welchen vielseitigen Bereichen Hand-
lungsbedarf zum Gelingen der Energiewende besteht.

Finanzierung der deutschen Energie- und Klimapolitik

Dass umfangreiche Investitionen in erneuerbare Energien, 
Energieeffi zienz und weitere Maßnahmen zur Reduktion von 

Im vergangenen Jahr lag der Anteil der erneuerbaren Energi-
en am Bruttostromverbrauch in Deutschland bei 22,9%. Dies 
ist gegenüber 2011 ein Anstieg von fast 2,5 Prozentpunk-
ten. Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen betrug 
2012 gut 136 Mrd. kWh und lag damit 10% über dem Niveau 
des Vorjahres. Zu diesem sich stetig fortsetzenden Ausbau 
erneuerbarer Energien haben im letzten Jahr vor allem die 
stark gestiegene Stromerzeugung aus Photovoltaikanlagen, 
aber auch der Zuwachs bei Biogas und Wasserkraft beige-
tragen.1 Diese und weitere Erfolge auf dem Weg der Energie-
wende in Deutschland zeigen, dass durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) bislang in vielen Bereichen grund-

1 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Er-
neuerbare Energien 2012. Daten des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Entwicklung der erneuerbaren 
Energien in Deutschland im Jahr 2012 auf der Grundlage der Angaben 
der Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat). Vorläu-
fi ge Angaben. Stand 28.2.2013, Berlin. Obwohl die installierte Leistung 
zugenommen hat, ist es bei der Stromerzeugung aus Windkraft 2012 
verglichen mit 2011 zu einem Rückgang gekommen, was insbesondere 
mit schlechteren Windverhältnissen zu erklären ist.
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Treibhausgasen nötig sind, um die deutschen Klimaschutz-
ziele zu erreichen, steht außer Frage. Doch können bereits 
Aussagen getroffen werden, welcher Investitionsbedarf 
notwendig ist, um die klima- und energiepolitischen Ziele zu 
erreichen? Und welche gesellschaftlichen Gruppen investie-
ren derzeit wie viel in Klimaschutzmaßnahmen?

Eine Studie der Climate Policy Initiative (CPI) hat einen ers-
ten wichtigen Schritt zur Beantwortung dieser Fragen unter-
nommen.2 Sie legt dar, wer 2010 wie viel in den Klimaschutz 
investierte. Am Beispiel erneuerbarer Energien und Energie-
effi zienz zeigt sich ein Investitionsvolumen von insgesamt 
mindestens 37 Mrd. Euro. Mehr als 95% der Investitionen 
kamen aus dem Privatsektor, wobei mit rund 22 Mrd. Eu-
ro der Großteil auf Unternehmen – insbesondere aus dem 
Energiesektor – entfi el. Doch auch Privathaushalte leiste-
ten mit rund 14 Mrd. Euro einen erheblichen Beitrag. Dabei 
konnten beispielsweise mit günstigen Darlehen staatlicher 
Förderbanken sowie dem EEG private Investitionen in be-
deutendem Umfang angereizt werden. Darüber hinaus 
zeigt die Studie jedoch auch Mängel in der Erfassung und 
Veröffentlichung dieser Daten. Demnach werden Daten zur 
Klimafi nanzierung in den öffentlichen Haushalten und dem 
Privatsektor in Deutschland nicht systematisch und umfas-
send ausgewiesen. Zudem existiert keine allgemeingültige 
Abgrenzung von klimaschutzspezifi schen Finanzströmen, 
und bis auf einige Ausnahmen besteht für ihre Erfassung, 
Berichterstattung und Überprüfung kein offi zielles Verfah-
ren und kein eindeutiger Rahmen. Ebenfalls zeigt die Studie, 
dass noch keine systematische und umfassende Einschät-
zung der Wirksamkeit der öffentlichen Klimafi nanzierung zur 
Erreichung von Treibhausgasreduktionen, Verbesserungen 
bei der Energieeffi zienz und der Verbreitung erneuerbarer 
Energien verfügbar ist.

Somit ist auch der Investitionsbedarf zum Erreichen der 
deutschen klima- und energiepolitischen Ziele bisher un-
bekannt und es ist zwangsläufi g immer noch unklar, ob das 
bisherige Investitionsniveau ausreichend ist. Hier offenbart 
sich elementarer Handlungsbedarf, der bislang einer Opti-
mierung und Weiterentwicklung effektiver politischer Rah-
menbedingungen zur notwendigen Mobilisierung von Fi-
nanzmitteln im Wege zu stehen scheint.

Anreize zur Entwicklung und Nutzung von 
Stromspeichern

Der zur Erreichung der Energiewende notwendige Netzaus-
bau ist mittlerweile in der breiten öffentlichen Diskussion an-

2 I. Jürgens et al.: The Landscape of Climate Finance in Germany. A CPI-
Report, Berlin 2012.

gekommen.3 Neben dem Netzausbau ist jedoch zwingend 
auch die Entwicklung und Nutzbarmachung von Stromspei-
chern notwendig.4 Grundsätzlich besteht die Möglichkeit 
unterschiedlichste Speichertechnologien zu nutzen, wie 
beispielsweise Pumpspeicherkraftwerke, Druckluftspei-
cherkraftwerke, Schwungmassespeicher, Kondensatoren, 
supraleitende Spulen, Blei-Säure- und Lithium-Ionen-Akku-
mulatoren sowie weiteren Formen von Batterien und Was-
serstoffspeichern.5 Insgesamt reichen die Förderanreize 
beispielsweise im Rahmen des EEG jedoch noch nicht aus, 
damit sich Stromspeicher rechnen. Neue zusätzliche För-
derinstrumente – mindestens zur Kompensation der Spei-
cherverluste – sind notwendig.6

Die besten technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten 
bieten derzeit Pumpspeicher. Sie sind jedoch nur für den 
Ausgleich von Tageslasten einzusetzen. Zudem könnten 
Pumpspeicherkraftwerke aufgrund der spezifi schen geo-
graphischen Bedingungen in Deutschland sehr wahrschein-
lich nur regional begrenzt zum Einsatz kommen und ihr Neu-
bau ist in der Regel mit erheblichen Eingriffen in die Umwelt 
verbunden. Ein großes Potenzial ist beispielsweise auch bei 
Druckluftspeicherkraftwerken zu konstatieren. Die hierfür 
notwendigen unterirdischen Kavernen stehen jedoch insbe-
sondere nur im Norden und Nordwesten Deutschlands zur 
Verfügung.7 Zur Deckung der Sekundenreserve sowie für 
eine unterbrechungsfreie Stromversorgung hingegen müss-
te auf Akkumulatoren, supraleitende magnetische Energie-
speicher, elektrochemische Kondensatoren oder Schwung-
räder zurückgegriffen werden.8

3 Da Fragen des Netzausbaus derzeit im Rahmen der Bundesfachpla-
nung erörtert werden und vor dem Sommer dieses Jahres keine Konkre-
tisierungen zu erwarten sind, wird hier lediglich auf den zweiten wichti-
gen Infrastrukturbereich eingegangen, der jedoch sowohl im politischen 
Prozess als auch in der öffentlichen Diskussion noch unterrepräsentiert 
ist. Umfassende Informationen und Dokumente zum Netzausbau fi nden 
sich auf der Homepage der Bundesnetzagentur: www.netzausbau.de.

4 U. Leprich et al.: Kompassstudie Marktdesign. Leitideen für ein De-
sign eines Stromsystems mit hohem Anteil fl uktuierender Erneuerbarer 
Energien, Bochum 2012.

5 R. Hollinger et al.: Speicherstudie 2013, Kurzgutachten zur Abschät-
zung und Einordnung energiewirtschaftlicher, ökonomischer und ande-
rer Effekte bei Förderung von objektgebunden elektrochemischen Spei-
chern, Freiburg 2013; G. Fuchs et al.: Technologischer Überblick zur 
Speicherung von Elektrizität. Überblick zum Potenzial und zu Perspek-
tiven des Einsatzes elektrischer Speichertechnologien, Stuttgart 2012. 
Weitere umfangreiche Informationen zur Energiespeicherung stellt bei-
spielsweise auch der ForschungsVerbund Erneuerbare Energien (FVEE) 
auf seiner Homepage bereit: http://www.fvee.de.

6 M. Groth: Speichertechnologie und weitere Ausblicke auf die Zukunft 
des EEG – Kommentar zum Beitrag von Thomas Schomerus, in: F. 
Ekardt, B. Hennig, H. Unnerstall (Hrsg.): Erneuerbare Energien – Ambi-
valenzen, Governance, Rechtsfragen, Marburg 2012, S. 253-256.

7 M. Pehnt, U. Höpfner: Wasserstoff- und Stromspeicher in einem Ener-
giesystem mit hohen Anteilen erneuerbarer Energien: Analyse der kurz- 
und mittelfristigen Perspektive, Heidelberg 2009.

8 Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU): Wege zur 100 % erneu-
erbaren Stromversorgung. Sondergutachten, Berlin 2011.
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Eine Förderung von Stromspeichern sollte somit differen-
zierte ökonomische Anreize setzen, um eine intelligente und 
wirtschaftliche Kombination zentraler und dezentraler Spei-
cher – konzeptionell abgestimmt mit dem Ausbau der Netz-
infrastruktur – zu erreichen. Zudem werden verstärkt auch 
kleinere Speicher wie Batteriespeicher in Elektroautos not-
wendig. Ebenso sollten neue Wege beschritten und bislang 
vielleicht noch exotisch anmutende Ideen, wie die Nutzung 
der Bundeswasserstraßen als dezentrale Pumpspeicher im 
Rahmen regionaler virtueller Kraftwerke, weiter erprobt wer-
den. Zudem könnte das Gasnetz als Speicher erschlossen 
werden.9 Um frühzeitig eine verbindliche Planungsgrund-
lage zu schaffen, wäre es sehr zu begrüßen, wenn zeitnah 
ein Entwurf für ein „Stromspeicherausbaugesetz“ vorgelegt 
würde.10 Ein erster Schritt zur Markt- und Technologieent-
wicklung von Batteriespeichersystemen ist das KfW-Pro-
gramm „Erneuerbare Energien – Speicher“. Seit dem 1. Mai 
2013 wird damit durch zinsgünstige Darlehen der KfW und 
durch Tilgungszuschüsse, die vom Umweltministerium fi -
nanziert werden, die Nutzung von stationären Batteriespei-
chersystemen in Verbindung mit einer an das Netz ange-
schlossenen Photovoltaikanlage unterstützt.11

Auswirkungen des Klimawandels auf den 
Energiesektor

Bei der Anreizsetzung zum notwendigen Infrastrukturaus-
bau sollten auch Aspekte der zukünftigen Verletzlichkeit des 
Energiesystems gegenüber dem Klimawandel berücksich-
tigt werden, denn der fortschreitende Klimawandel könnte 
hier in den kommenden Jahrzehnten große und mitunter 
neue Anforderungen mit sich bringen. Da sich Infrastruktu-
ren im Energiesektor durch teilweise sehr lange Lebensdau-
ern auszeichnen, haben einmal getätigte Investitionen oft 
einen Generationen übergreifenden Bestand, so dass eine 
Veränderung des Klimas auf ähnlich langen Zeitskalen die 
künftige Betriebsfähigkeit von heute und in den nächsten 
Jahren errichteten Infrastrukturen gefährden kann. Vor die-
sem Hintergrund gewinnt die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels zunehmend an Bedeutung. Dabei sind An-
passungsmaßnahmen vor allem regional bzw. anlagen- und 
standortspezifi sch vorzunehmen. Das führt dazu, dass sie 
deutlich komplexer sind als Aktivitäten zur CO2-Vermeidung, 

9 M. Groth, a.a.O.
10 M. Groth: Stromspeicherung: gesetzliche Regelungen notwendig, in: 

Wirtschaftsdienst, 92. Jg. (2012), H. 4, S. 216-217.
11 KfW Bankengruppe: Merkblatt Erneuerbare Energien – Programm-

nummer 275: Finanzierung von stationären Batteriespeichersystemen 
in Verbindung mit einer Photovoltaikanlage, Frankfurt 2013. 

was ihre passgenaue Ausgestaltung und Umsetzung eben-
falls erschwert.12

Mögliche Auswirkungen für den Energiesektor in Deutsch-
land werden hier kurz skizziert, wobei die größte Anpas-
sungsherausforderung grundsätzlich in der trotz Klimaver-
änderungen zu gewährleistenden Versorgungssicherheit 
besteht.13 Im Zuge eines häufi geren Auftretens von starken 
Niederschlägen, Stürmen und Gewittern sowie Hitze- und 
Trockenperioden oder auch zunehmenden Schnee- und Eis-
lasten können insbesondere Anlagen und Einrichtungen zur 
Umwandlung von Energie sowie zum Energietransport und 
zur Energieversorgung betroffen werden. Als Folge kann es 
zu einer Verknappung des Energieangebots, Preissteigerun-
gen und Versorgungsstörungen kommen. Ebenfalls sind für 
Kraftwerke, die von Wetterextremen bedroht sind, steigen-
de Versicherungskosten zu erwarten. Sofern Kraftwerke bei 
ihrer Versorgung mit Rohstoffen auf die Nutzung von Was-
serwegen angewiesen sind, kann es bei einem länger an-
haltenden Hoch- oder Niedrigwasser zu Beeinträchtigungen 
des Schiffsverkehrs und in Folge dessen zu Versorgungs-
engpässen kommen. Ein weiterer wichtiger Einfl uss kann 
sich in den Sommermonaten durch niedrigere Pegelstände 
oder höhere Wassertemperaturen für Kraftwerke ergeben, 
die auf die Nutzung von Flusswasser als Kühlwasser ange-
wiesen sind, da dies sowohl zu Effi zienzverlusten als auch 
– bei der Rückführung des zur Kühlung genutzten Wassers 
– Konfl ikten mit dem Wasserrecht führen kann. Im Hinblick 
auf die Biomassenutzung ist zu erwarten, dass ihr Ertrag 
von den Folgen des Klimawandels beeinfl usst wird, da die 
Bodenbeschaffenheit kaum geschützt werden kann. Für 
Wasserkraftanlagen sind veränderte Niederschlagsmengen 
relevant, während extremere Wettereigenschaften neue An-
forderungen an die Sicherheit und Standfestigkeit von So-

12 IPCC: Summary for Policymakers. Climate Change 2007: The Physical 
Science Basis. Contribution of Working Group I to the Fourth Assess-
ment Report of the Intergovernmental Panel on Climate Change, Cam-
bridge, New York 2007; C. Heuson et al.: Ökonomische Grundfragen 
der Klimaanpassung – Umrisse eines neuen Forschungsprogramms, 
UFZ-Bericht 02/2012, Leipzig 2012.

13 Für Aussagen zu möglichen Auswirkungen des Klimawandels auf den 
Energiesektor siehe exemplarisch die folgenden Publikationen: W. 
Kuckshinrichs et al.: Thesenpapier für das DAS Symposium – Betrach-
tungsfeld: Energie, Leipzig 2008; Helmholtz-Zentrum für Umweltfor-
schung: Deutsche Anpassungsstrategie (DAS) an den Klimawandel – 
Bericht zum Nationalen Symposium zur Identifi zierung des Forschungs-
bedarfs, Leipzig 2008; Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit: Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, 
Berlin 2008; KOM: Weißbuch – Anpassung an den Klimawandel: Ein eu-
ropäischer Aktionsrahmen, Brüssel 2009; E. Hoffman et al.: Stakehol-
der-Dialoge: Chancen und Risiken des Klimawandels, Dessau-Roßlau 
2011; A. Pechan, M. Rotter, K. Eisenack: Eingestellt auf Klimafolgen? Er-
gebnisse einer Unternehmensbefragung zur Anpassung in der Energie- 
und Verkehrswirtschaft, Schriftenreihe des IÖW 200/11, Berlin 2011; R. 
Stecker et al.: Anpassung an den Klimawandel in der Energiewirtschaft 
– eine Aufgabe für die Politik? Dokumentation des Branchenworkshops 
vom 5.4.2011, Oldenburg, Berlin 2011; KOM: Adapting infrastructure to 
climate change – Commission staff working document, Brüssel 2013.
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lar- und Windenergieanlagen mit sich bringen können. Auf 
einer marktlichen Ebene der Betroffenheit wiederum ist zu 
erwarten, dass es infolge eines allgemeinen Anstiegs der 
Lufttemperatur zu einem Nachfragerückgang nach Hei-
zenergie kommt, während der Bedarf nach Kühlenergie in 
Form von Klimaanlagen steigen wird.

Mögliche Auswirkungen des Klimawandels sollten also jetzt 
schon bei den anstehenden Infrastrukturmaßnahmen im Zu-
ge der Energiewende berücksichtigt und auch zum Beseiti-
gen entsprechender Schwachstellen genutzt werden. Dabei 
ist gerade der Energiesektor prädestiniert dafür, Synergien 
zwischen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawan-
del zu nutzen. Es sollten demzufolge zunächst Maßnahmen 
identifi ziert werden, bei denen die Anpassung mit anderen 
Nutzen kombiniert werden kann und die somit auch dann – 
beispielsweise durch die Vermeidung von CO2-Emissionen 
– sinnvoll sind, wenn der Klimawandel nicht in der ursprüng-
lich erwarteten Ausprägung eintreten sollte.14

Die möglichen Folgen des Klimawandels mögen in Deutsch-
land derzeit noch etwas abstrakt und unkonkret erschei-
nen, doch es ist zu erwarten, dass ihre Auswirkungen auf 
die Energieversorgung zunehmen werden und der Anpas-
sungsbedarf sehr wahrscheinlich deutlich steigt.15 Welche 
Konsequenzen ein umfassender Blackout in einem Indust-
rieland grundsätzlich haben kann, hatte sich am 14. August 
2003 gezeigt, als es in großen Teilen des Mittleren Westens 
und Nordostens der USA sowie in der kanadischen Pro-
vinz Ontario zu einem Stromausfall gekommen war, der 
schätzungsweise 50 Mio. Menschen betroffen hatte und in 
einigen Regionen vier Tage andauerte. Der Blackout hatte 
zum Ausfall von rund 100 Kraftwerken mit einer Gesamtleis-
tung von knapp 62 000 MW Strom geführt. Die Kosten des 
Stromausfalls betrugen rund 6 Mrd. US-$.16 Dieser Strom-
ausfall war natürlich nicht auf den Klimawandel zurückzu-
führen, sondern hatte seine Ursache in einer anfangs un-
entdeckten Störung in einem Generator in Ohio, die dann 
im Zusammenspiel von technischem und menschlichem 
Versagen eine verheerende Kettenreaktion angestoßen hat. 
Trotzdem zeigt dieses Beispiel, wie wichtig und gleichsam 
verletzlich eine kritische Infrastruktur ist. Daher sollte auch 
in Deutschland im Zuge des in den nächsten Jahrzehnten 

14 S. C. Moser: Adaptation, mitigation, and their disharmonious discon-
tents: an essay, in: Climatic Change, 111 (2012), S. 165-175; A. Leidreiter, 
D. Moss, M. Groth: From vision to action - a workshop report on 100% 
Renewable Energies in European Regions, 2013,  http://www.climate-
service-center.de/imperia/md/content/csc/workshopdokumente/csc_
workshop-report_from-vision-to-action_a-workshop-report-on-100_-
renewable-energies-in-european-regions.pdf.

15 S. Gößling-Reisemann at al.: Klimawandel: Regionale Verwundbarkeit 
der Energieversorgung in Deutschland, in: Energiewirtschaftliche Ta-
gesfragen, 62. Jg. (2012), H. 4, S. 60-63.

16 U.S.-Canada Power System Outage Task Force: Final Report on the 
August 14, 2003 Blackout in the United States and Canada: Causes 
and Recommendations, Washington, Ottawa 2004.

notwendigen Infrastrukturausbaus darüber beraten werden, 
unternehmerische Berichtspfl ichten zum Stand der Anpas-
sungsplanungen für kritische Infrastrukturen17 einzuführen. 
In Großbritannien wurde dies beispielsweise im Rahmen 
des Climate Change Act 2008 bereits festgeschrieben, wo-
bei entsprechende Berichte im Abstand von fünf Jahren zu 
erstellen sind.18

Einfl uss des europäischen Emissionshandels

Ein nicht zu unterschätzender negativer Einfl uss auf die 
Energiewende geht auch von den geringen Zertifi kateprei-
sen des europäischen Emissionshandels aus, die an der Eu-
ropean Energy Exchange (EEX) schon seit über einem Jahr 
im einstelligen Bereich liegen – am 22. April 2013 beispiels-
weise bei 2,77 Euro.19 Dass von diesem Preisniveau nicht 
die notwendigen Anreize für klimafreundliche Investitionen 
ausgehen, überrascht nicht. Zudem werden weitaus gerin-
gere Finanzierungsbeiträge für andere Klimaschutzmaßnah-
men – wie beispielsweise die Finanzierung von Projekten 
der Energiewende aus Mitteln des Energie- und Klimafonds 
wie die Gebäudesanierung, der Ausbau der Elektromobilität 
oder die Entwicklung neuer Speichertechnologien – gene-
riert.20

Auch aktuelle Daten des Umweltbundesamtes verdeutli-
chen ein wesentliches Problem. Demnach lagen die CO2-
Emissionen der 1627 emissionshandelspfl ichtigen Energie- 
und Industrieanlagen in Deutschland 2012 mit 452,4 Mio. t 
knapp über dem Niveau des Vorjahres. Interessant ist dabei 
vor allem eine unterschiedliche Entwicklung in der Kohle- 
und Erdgasverarbeitung. Während die Emissionen aus der 
Verbrennung von Braun- und Steinkohle jeweils um rund 4% 
angestiegen sind, gingen die Emissionen aus Erdgas um 
ungefähr 8% zurück. Insgesamt liegen die CO2-Emissionen 
auf Höhe der jährlichen deutschen Emissionsobergrenze 
der zweiten Handelsperiode (451,8 Mio. t).21

Das heißt zum einen, dass diese Obergrenze eingehalten 
wird, zeigt aber auch, dass der Emissionshandel aus Sicht 
der Energiewende in Deutschland gestärkt werden muss, 
um dem aktuellen ökonomischen Vorteil älterer Braunkoh-
lekraftwerke entgegenzuwirken. Denn derzeit ist auch die 

17 Europäische Kommission: Council Directive 2008/114/EC of 8 De-
cember 2008 on the Identifi cation and Designation of European Cri-
tical Infrastructures and the Assessment of the Need to Improve their 
Protection, Brüssel 2008.

18 A. Leidreiter, D. Moss, M. Groth, a.a.O. 
19 European Energy Exchange (EEX): EU Emission Allowances. Preise 

und Handelsvolumen, 2013,  http://www.eex.com/de/Marktdaten/
Handelsdaten/Emissionsrechte/EU%20Emission%20Allowan-
ces%20|%20Spotmarkt.

20 M. Groth: Emissionshandel: Rettung in Sicht?, in: Wirtschaftsdienst, 
92. Jg. (2012), H. 8, S. 505-506.

21 Umweltbundesamt: Emissionshandel: CO2-Emissionen 2012 knapp 
über dem Niveau von 2011, Presse-Information 15/2013.
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Braunkohle ein Gewinner der Energiewende und Anlagen 
werden mit sehr hoher Auslastung genutzt. Dies liegt dar-
an, dass bei dem aktuellen Preisniveau der CO2-Zertifi kate 
Braunkohle der Energieträger ist, der mit sehr niedrigen 
kurzfristigen Grenzkosten Strom erzeugen kann. Im Zuge 
dessen kommt es durch die steigende Nutzung erneuerba-
rer Energien in Kombination mit dem derzeit sehr günstigen 
Kohlestrom selbst für neue und hocheffi ziente Gaskraftwer-
ke zu Wettbewerbsnachteilen. Doch gerade von diesen sich 
durch relativ geringe spezifi sche Treibhausgasemissionen, 
eine gute Regelbarkeit und damit Eignung als Komplemen-
tärtechnologie zu der unstetigen Einspeisung der erneuer-
baren Energien auszeichnenden Kraftwerken ist eine wichti-
ge Rolle bei der Energiewende zu erwarten.

Um auf offensichtlich mangelnde Anreize des Emissions-
handels zu reagieren, hatte die EU-Kommission bereits En-
de Juli 2012 den Vorschlag gemacht, rund ein Viertel der bis 
2015 geplanten CO2-Zertifi kate – dies entspricht 900 Mio. 
t CO2 – zurückzuhalten. Sie würden dann 2019 und 2020 
wieder in vollem Umfang in den Markt gelangen.22 Am 19. 
Februar 2013 hatte sich auch der Umweltausschuss dafür 
ausgesprochen. Am 16. April 2013 haben die Abgeordneten 
des Europaparlamentes jedoch gegen das Vorhaben ge-
stimmt und es zunächst einmal an den Umweltausschuss 
zurückverwiesen. Wenn sich die CO2-Zertifi katepreise nicht 
erholen, sind die Konsequenzen für die Energiewende in 
Deutschland neben fehlenden Anreizen für klimafreundliche 
Investitionen und fehlenden Finanzierungsbeiträgen für den 
Energie- und Klimafonds auch ein möglicher Anstieg der 
EEG-Umlage, was den Besonderheiten ihrer Berechnungs-
grundlage geschuldet ist.

Grundsätzlich wäre es ein richtiger Weg gewesen, das 
Überangebot an Emissionsrechten zu reduzieren. Die Fra-
ge ist jedoch, welche dauerhaften Effekte durch das tem-
poräre Zurückhalten von Zertifi katen überhaupt zu erwarten 
gewesen wären. Wirkungsvoller scheint es zu sein, die not-
wendige Menge an Emissionszertifi katen für einen längeren 
Zeitraum einzubehalten oder gegebenenfalls gänzlich still-
zulegen. Doch auch dann ist es fraglich, ob ein solches Vor-
gehen alleine ausreichend ist. Der nun abgelehnte Reform-
vorschlag wäre also ohnehin nur ein erster kleiner Schritt 
gewesen. Diskutiert werden sollte nun erst recht eine Ver-
schärfung des europäischen Klimaschutzziels auf eine Re-
duktion der Treibhausgasemissionen im Umfang von 25% 
oder 30% bis 2020. 

Übertragen auf den Emissionszertifi katehandel würde dies 
auch eine Verschärfung der jährlichen Verknappung der ge-

22 Europäisches Parlament: Umweltausschuss stimmt für verzögerten 
Verkauf von Emissionsrechten, Brüssel 2013.

samten Zertifi katemenge notwendig machen.23 Ergänzend 
muss nun wohl auch verstärkt über nationale Wege nach-
gedacht werden, wie die Kosten des CO2-Ausstoßes er-
höht werden können. Zudem wird noch deutlicher, dass der 
Emissionshandel alleine nicht ausreichend ist, um die not-
wendigen Anreize zur Förderung erneuerbarer Energien zu 
setzen. Ergänzende Instrumente wie derzeit das EEG sind 
weiterhin notwendig, wobei die Wechselwirkungen der Ins-
trumente und Möglichkeiten ihrer Kombination berücksich-
tigt werden müssen.24

Schrittweise Weiterentwicklung des EEG

Nachdem das EEG gezeigt hat, dass es ein wirkungsvolles 
und erfolgreiches Instrument zur Förderung erneuerba-
rer Energien ist – und zu Recht als Vorbild für andere Län-
der dient – werden im Hinblick auf die Anforderungen der 
Marktintegration erneuerbarer Energien zunehmend instru-
mentelle Weiterentwicklungen gefordert. Im Vorfeld der No-
vellierung des EEG im letzten Jahr wurden bereits mehrere 
Anreizinstrumente vorgeschlagen. Diese sind insbesondere 
das Marktprämienmodell, der Stetigkeitsbonus und der Ka-
pazitätsmarkt für erneuerbare Energien. Einzig das Markt-
prämienmodell hat bereits den Weg in die Praxis gefunden, 
um Anreize für eine bedarfsgerechtere Stromproduktion zu 
setzen und somit Anlagenbetreiber stärker an den Markt he-
ranzuführen.25 Mittlerweile zeigt sich hier jedoch ein erster 
Anpassungsbedarf insbesondere der Managementprämie, 
um die Mehrkosten des Marktprämienmodells zu reduzie-
ren. Dies ist der Fall, da die Profi lservicekosten der Über-
tragungsnetzbetreiber für die Einbindung der erneuerbaren 
Energien – als Grundlage für die Ausgestaltung der Markt-
prämie – niedriger sind, als zunächst angenommen wurde.26 
Zudem werden mangelnde Anreize für eine nennenswerte 
Flexibilisierung der Einspeisung kritisiert.27

23 H. Hermann, F. C. Matthes: Strengthening the European Union emis-
sons trading scheme and raising climate ambition, Berlin 2012.

24 M. Groth, H. Kosinowski: Integration der erneuerbaren Energien in 
den Emissionshandel – Stand und Perspektiven, in: F. Ekardt, B. Hen-
nig, H. Unnerstall (Hrsg.), a.a.O., S. 93-116; H. Kosinowski, M. Groth: 
Die deutsche Förderung erneuerbarer Energien – Bestandsaufnahme 
und Perspektiven vor dem Hintergrund des europäischen Emissions-
zertifi katehandels, Marburg 2011.

25 F. Sensfuß, M. Ragwitz: Weiterentwickeltes Fördersystem für die Ver-
marktung von erneuerbarer Stromerzeugung, Gutachten des Fraun-
hofer ISI im Auftrag des BMU, Karlsruhe 2011. 

26 A. Rostankowski et al.: Anpassungsbedarf bei den Parametern des 
gleitenden Marktprämienmodells im Hinblick auf aktuelle energiewirt-
schaftliche Entwicklungen, Kurzgutachten im Rahmen des Projektes 
„Laufende Evaluierung der Direktvermarktung von Strom aus erneu-
erbaren Energien“, Greifswald 2012. 

27 E. Gawel, A. Purkus: Die Marktprämie im EEG 2012: Ein sinnvoller Bei-
trag zur Markt- und Systemintegration erneuerbarer Energien?, Dis-
kussionspapier des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung – UFZ, 
Leipzig 2012.
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 In der aktuellen öffentlichen und wissenschaftlichen Debat-
te entsteht der irreführende Eindruck, die Energiewende be-
fi nde sich in einer tiefen Krise. In mehr oder minder drama-
tischen Tönen wird eine grundlegende Reform des Förder-
systems angemahnt. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) begünstige eine marktferne „Rundherum-Sorglos-
Mentalität“ und führe damit zu dramatischen Fehlentwick-
lungen, insbesondere zu einem Wettlauf der Bundesländer 
um möglichst hohe Ausbauraten. Das Gesamtenergiesys-
tem sei durch die Geschwindigkeit des Wachstums der Er-
neuerbaren in seiner Anpassungsfähigkeit überfordert. Ins-

besondere müsse der Ausbau der erneuerbaren Energien 
stark gebremst werden, weil der Netzausbau nicht schnell 
genug erfolge. In letzter Konsequenz laufen viele Reform-
pläne auf eine deutliche Verlangsamung des Ausbautem-
pos der erneuerbaren Energien hinaus. Überlagert wird die-
se Allokationsdebatte durch eine Verteilungsdebatte zwi-
schen den Gewinnern und Verlierern um die Verteilung der 
Ausbaukosten der erneuerbaren Energien. Diese Debatten 
werfen in der Tat die Frage auf, ob der Fahrplan der Energie-
wende noch zu halten ist.

Die aktuelle Situation kann allerdings auch als eine Über-
gangskrise der konventionellen Energien interpretiert wer-
den. Es sind nicht die erneuerbaren Energien, die sich un-

Wie die ersten Erfahrungen mit dem Marktprämienmodell 
zeigen, kommt es hier bereits zu Problemen. Nicht nur daher 
scheint insgesamt mehr Vorsicht geboten, wenn es darum 
geht das EEG weiterzuentwickeln. Dabei sollte vor allem ein 
behutsames und schrittweises Vorgehen gewählt werden, 
denn das EEG hat über viele Jahre hinweg eine hohe Stabi-
lität beim Ausbau der erneuerbaren Energien sichergestellt 
und dafür gesorgt, dass sich beispielsweise auch kleinere 
Marktteilnehmer oder Bürgerparks etablieren konnten. Die-
se Stabilität sollte mit entsprechendem Investitionsschutz 
für bestehende Projekte aufrechterhalten werden, so dass 
weiterhin notwendige Voraussetzungen für eine langfristi-
ge Planbarkeit, Finanzierbarkeit und Investitionssicherheit 
gegeben sind. Zunächst sollten also im Rahmen eines dem 
Grunde nach weiterhin bestehenden – und zur Realisierung 
der Energiewende in den nächsten Jahren weiterhin benö-
tigten – EEG die Art und Höhe der Förderung regelmäßig 
überprüft und angepasst werden. Dabei muss es das Ziel 
sein, mittelfristig ohne Förderungen auszukommen. Aller-
dings gilt dies nicht nur für erneuerbare Energien, sondern 
für alle Energieträger.

Fazit

Trotz der bis heute grundsätzlich positiven Bilanz der Ener-
giewende – der Ausbau und die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien schreitet stetig voran, auch im zweiten Winter nach der 
endgültigen Abschaltung von acht Kernkraftwerken ist es 
zu keinen Blackouts gekommen, Deutschland ist Stromex-
portland geblieben und der Ausfuhr überschuss erreichte 
mit 23 Mrd. kWh sogar einen neuen Rekordwert – haben 

die in diesem Beitrag erläuterten Handlungsfelder anhand 
von einigen wenigen Beispielen gezeigt, welche vielfältigen 
Herausforderungen auf dem Weg zum Gelingen der Ener-
giewende noch zu bewältigen sind. Zumindest das endgülti-
ge Scheitern der geplanten Strompreisbremse lässt hoffen, 
dass die notwendige Diskussion um die zukünftigen Schrit-
te beim Zusammenfügen der vielfältigen Puzzleteile auf dem 
Weg zu einem im besten Sinne des Wortes nachhaltigen 
Energiesystem in Deutschland nicht noch mehr zu einer rein 
kurzfristig ausgelegten Kosten- und Strompreisdebatte mu-
tiert. Gerade auch, weil zunehmend deutlich wird, dass das 
Thema der Strompreise politisch größer gemacht wurde als 
es eigentlich ist und gleichsam politische Handlungsspiel-
räume suggeriert werden, die sich bei genauer Betrachtung 
jedoch als nur sehr gering herausstellen.28 Die wirklich be-
deutenden Herausforderungen zum Gelingen der Energie-
wende liegen in anderen Bereichen.

28 Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion von Strompreisen und 
EEG-Umlage sei an dieser Stelle abschließend auf eine online frei ver-
fügbare Software verwiesen, die vom Öko-Institut im Auftrag von Agora 
Energiewende entwickelt wurde. Mit dem Programm kann nicht nur die 
Höhe der EEG-Umlage bis 2017 berechnet werden, sondern es veran-
schaulicht zudem die Verteilung der Zahlungsströme und die Zusam-
mensetzung der Vergütungssummen. Auch hier zeigt sich beispielhaft, 
wie gering teilweise die potenziellen Auswirkungen einiger immer wie-
der diskutierten politischen Handlungsoptionen auf die EEG-Umlage 
– und damit letztlich erst recht auf den Strompreis – sind. Zur Bewer-
tung möglicher Maßnahmen und einer Versachlichung der Diskussion 
können hier wichtige Einsichten gewonnen werden. Öko-Institut: EEG-
Calculator. Berechnungs- und Szenarienmodell zur Ermittlung der EEG-
Umlage. Modellversion 1.0, Datenversion 1.0, Berlin, 18.3.2013:  http://
www.agora-energiewende.de/themen/die-energiewende/detailan-
sicht/article/kuenftige-eeg-umlage-selbst-ausrechnen.

Martin Faulstich, Karin Holm-Müller*

Ist der Fahrplan für die Energiewende noch zu halten?

* Die verantwortlichen Autoren danken Dr. Patrick Matschoss, Miriam 
Dross, Dr. Christian Hey und Dr. Sibyl Steuwer für ihre Beiträge zu 
diesem Aufsatz.
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bildung prägen, ungefähr verdoppelt.4 Nach den optimis-
tischen Prognosen der IEA5 wird sich der Preisanstieg für 
fossile Energieträger in den nächsten Jahrzehnten, trotz der 
oftmals angeführten sogenannten „Schiefergasrevolution“ 
in den USA weiter fortsetzen. Die kritischen Analysen der 
Energy Watch Group6 legen sogar einen stärkeren weiteren 
Preisanstieg für alle fossilen Energieträger nahe. Auffällig 
ist, dass der Kostenanstieg für die privaten Haushalte dort 
am stärksten war, wo es keinen so signifi kanten Ausbau der 
erneuerbaren Energien gab – im Wärme- und Mobilitätsbe-
reich.7

In der Debatte über die Kosten der Energiewende wird 
zumeist die Höhe der EEG-Umlage angeführt. Diese ist in 
der Tat 2013 von 3,59 auf 5,3 ct/kWh gestiegen und könn-
te in den nächsten Jahren auf über 7 ct/kWh steigen.8 Im 
Trend wird ein weiterer Anstieg der Haushaltsstrompreise 
um 35% bis 2020 befürchtet. In anderen Untersuchungen 
wird eher eine Stabilisierung der EEG-Umlage erwartet.9 In 
der Vergangenheit war ein Kostenanstieg der durchschnitt-
lichen Vergütung für erneuerbare Energien von 9,29 ct/kWh 
im Jahre 2004 auf 17,94 ct/kWh 2011 zu beobachten.10 Eine 
der Ursachen des Kostenanstiegs liegt in dem ungeplant 
starken Ausbau der Photovoltaik in der Größenordnung von 
über 20 GW zwischen 2009 und 2012.11 Folge war, dass 
über die Hälfte der EEG-Förderung für ein Viertel der er-
zeugten Strommenge ausgegeben wurde.12 In Zukunft ist 
aber ein Abfl achen der Photovoltaik-Kosten wegen der er-

4 M. Weber, C. Hey, M. Faulstich, a.a.O; Statistisches Bundesamt: Prei-
se, Daten zur Energiepreisentwicklung, Lange Reihen von Januar 
2000 bis Februar 2013, Wiesbaden 2013.

5 International Energy Agency (IEA): World Energy Outlook 2012, Paris 
2012.

6 W. Zittel et al.: Fossile und Nukleare Brennstoffe – die künftige Versor-
gungssituation, Energy Watch Group, Ludwig Boelkow Stiftung, Rei-
ner-Lemoine-Stiftung, Neuss, Ottobrunn 2013; siehe auch: P. Gerbert 
et al.: Trendstudie 2030+, Kompetenzinitiative Energie des BDI, Berlin 
2013, The Boston Consulting Group.

7 K. Neuhoff et al.: Steigende EEG-Umlage: Unerwünsche Verteilungs-
effekte können vermindert werden, in: DIW Wochenbericht, Nr. 41, 
Berlin 2012, S. 3-12.

8 P. Gerbert et al., a.a.O., S. 18.
9 S. Nagl, S. Paulus, D. Lindenberger: Mögliche Entwicklung der Um-

lage zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz bis 2018 – Im Auftrag der In-
itiative Neue Soziale Marktwirtschaft, Energiewirtschaftliches Institut 
an der Universität zu Köln (EWI ), Köln 2012.

10 Bundesministerium für Umwelt Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU): Erneuerbare Energien in Zahlen, Nationale und internationale 
Entwicklung Berlin 2012, S. 45.

11 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU): Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland im 
Jahr 2012, Grafi ken und Tabellen, Berlin 2013, S. 13.

12 U. Nestle, L. Reuster: Ausweisung der EEG-Umlage: eine kritische 
Analyse, Argumente zur Bewertung der Umlage des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes, Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft, Stu-
dien 11/12, Berlin 2012.

zureichend in den Energiemarkt integrieren, sondern um-
gekehrt hat der alte fossil-nukleare Kraftwerkspark ein Pro-
blem, sich der neuen Aufgabe zu stellen, im Übergang als 
sehr fl exible Residuallast zu funktionieren. In dieser Sicht-
weise muss sich die Energiepolitik insbesondere darauf 
konzentrieren, die Anpassungsfähigkeit des konventionel-
len Energiesystems substanziell zu erhöhen und vorhande-
ne Überkapazitäten abzubauen, um damit im Markt über-
haupt Raum für den Bedarf der erneuerbaren Energien zu 
schaffen. Der Reformbedarf ist dann gerade dort am größ-
ten wo er am wenigsten thematisiert wird. Darauf hat der 
Umweltrat bereits in seinem Sondergutachten zur 100% 
erneuerbaren Stromversorgung hingewiesen.1 Erst wenn 
diese Barrieren des konventionellen Systems abgebaut 
werden, kann ernsthaft bestimmt werden, ob und wo der 
Energiemarkt noch ergänzt werden muss oder ob die Net-
zengpässe tatsächlich eine Drosselung des Ausbautempos 
der Erneuerbaren nahelegen.

Im folgenden Beitrag setzen wir uns daher zunächst mit 
drei wichtigen Thesen in der Debatte – den überzogenen 
Kosten, der drohenden Stromlücke und den überforderten 
Stromnetzen – auseinander und zeigen die aktuellen Hand-
lungsprioritäten aus unserer Sicht auf.

Überzogene Kosten oder falsche Indikatoren?

In der aktuellen Kostendebatte wird vieles durcheinander-
gebracht. Zum einen wird der Strompreisanstieg der letzten 
Jahre einseitig mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
erklärt. Zum anderen konzentriert sich die Debatte auf ei-
nen Indikator, der zur Ermittlung der tatsächlichen Förder-
kosten der erneuerbaren Energien ungeeignet ist.

Wie aktuelle Analysen zeigen, haben sich zwar die Haus-
haltspreise für Strom seit dem Jahre 2000 auf 28,5 ct/kWh 
mehr als verdoppelt.2 Dieser Anstieg ist aber nur zu ca. 
einem Drittel auf die erneuerbaren Energien zurückzufüh-
ren.3 Neben Steuern und Abgaben, die kontinuierlich an-
gestiegen sind, sind es gerade die fossilen Energieträger, 
die den Hauptanteil des Kostenanstiegs der Vergangenheit 
verursacht haben. Von 2005 bis 2012 haben sich sowohl die 
Preise für Gas als auch für Steinkohle, die die Strompreis-

1 Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU): Wege zur 100% erneu-
erbaren Stromversorgung, Sondergutachten, Berlin 2011, S. 171 ff.

2 Bundesverband der Deutschen Energiewirtschaft (BDEW): Erneuer-
bare Energien und das EEG: Zahlen, Fakten, Grafi ken, Berlin 2013.

3 M. Weber, C. Hey: Energiewende: Kosten wirklich zu hoch?, in: Wirt-
schaftsdienst, 92. Jg. (2012), H. 6, S. 360; M. Weber, C. Hey, M. Faul-
stich: Energiewende – A Pricey Challenge, CESifo DICE Report, 10. 
Jg. (2012), Nr. 3, S. 1-8; C. Loreck et al.: Kurzanalyse des Anstiegs der 
EEG-Umlage 2013, Öko-Institut, Berlin 2012.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
295

Zeitgespräch

Nicht sachgerecht sind auch Kostenabschätzungen für 
die Zukunft, die den gesamten Investitionsbedarf für die 
erneuerbaren Energien kumulieren, ohne eine systemi-
sche Gesamtkostenbetrachtung vorzunehmen.17 Seri-
öser sind Differenzkostenabschätzungen, die sowohl 
Investitions- als auch laufende Kosten betrachten und 
ein Ausbauszenario für Erneuerbare mit einem fossilen 
Referenzszenario vergleichen. Die für das BMU erstellte 
sogenannte Leitstudie verwendet seit Jahren eine solche 
Differenzkostenabschätzung, allerdings nur für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien ohne Betrachtung der 
Netzkosten. Dieser zufolge liegen die kumulierten Diffe-
renzkosten für den in den Energiewendebeschlüssen vor-
gesehenen Ausbau der erneuerbaren Energien zwischen 
2011 und 2030 bei 137 Mrd. Euro. In der darauffolgenden 
Dekade wird dieser Betrag vollständig dadurch kompen-
siert, dass die Stromversorgung auf der Basis erneuer-
barer Energien wegen der geringeren laufenden Kosten 
günstiger wird als ein konventionelles System.18 Bei Be-
rücksichtigung externer Kosten der Stromerzeugung auf 
der Basis fossiler Ressourcen wären die kumulierten Dif-
ferenzkosten bereits 2030 negativ.

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch die Untersu-
chung des Energiewirtschaftlichen Instituts an der Uni-
versität zu Köln (EWI) für den Bundesverband der Deut-
schen Industrie. Das EWI schätzt, dass man mit einem 
Verzicht auf Wind- und Photovoltaik-Zubau zwischen 
2013 und 2022 nur 58 Mrd. Euro Systemkosten einsparen 
könnte bei kumulierten Gesamtkosten von über 556 Mrd. 
Euro.19 Boston Consult kalkuliert mit einem Gesamtinves-
titionsbedarf von 372 Mrd. Euro von 2011 bis 2030 für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien nach den Szenarien 
für den Bundesnetzplan, in einem fossilen Alternativsze-
nario wären aber ca. 150 Mrd. Euro an Investitionen er-
forderlich.20 Dabei identifi zieren beide Studien erhebliche 
Effi zienzpotenziale ohne die Ausbauziele zu gefährden. 
Insgesamt liegt der erwartbare, vorübergehende Kosten- 
und Preisanstieg des weiteren Ausbaus der erneuerbaren 
Energien aber weit unter den Entwicklungen der vergan-
genen Dekade und kann daher als volkswirtschaftlich und 
sozial verkraftbar charakterisiert werden.

17 Vgl. den Review in: Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, 
(Acatech): Die Energiewende fi nanzierbar gestalten. Effi ziente Ord-
nungspolitik für das Energiesystem der Zukunft, Acatech Position, 
München 2012, S. 15 f.

18 J. Nitsch at al.: Langfristszenarien und Strategien für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien in Deutschland bei Berücksichtigung der Ent-
wicklung in Europa und global, DLR, Fraunhofer IWES, IFNE, Stutt-
gart 2012, S. 227 ff.

19 J. Bertsch et al.: Trendstudie Strom 2022. Belastungstest für die Ener-
giewende, Energiewirtschaftliches Institut an der Universtität zu Köln 
(EWI), Institut für Energiesysteme, Energieeffi zienz und Energiewirt-
schaft (ie), Köln 2013,  S. 8.

20 P. Gerbert at al., a.a.O., S. 37.

heblichen Kostendegression und der Beendigung der För-
derung jenseits einer Kapazität von 52 GW zu erwarten.13

Insgesamt ist aber die EEG-Umlage aus verschiedenen 
Gründen ein ungeeigneter Indikator für die Bestimmung 
der Kosten, weil in ihre Berechnung zahlreiche andere 
Faktoren miteinfl ießen, so insbesondere:

• Die Quersubventionierung der von der Umlage befrei-
ten Industrie durch die Privathaushalte,

• der Merit-Order-Effekt (Einsatzreihenfolge der Kraft-
werke), der zu einer Erhöhung der Umlage führt, wenn 
sich der Strombörsenpreis als Folge der Marktdurch-
dringung durch die erneuerbaren Energien und der ak-
tuellen Kraftwerksüberkapazitäten vermindert,

• eine unzureichende Internalisierung der externen Kos-
ten der fossil-nuklearen Stromversorgung, die eben-
falls den Börsenpreis senkt. Dies gilt vor allem für den 
sehr niedrigen Preis für CO2-Zertifi kate, der eine signi-
fi kante Wirkung auf die Höhe der EEG-Umlage hat,

• Rückstellungen und zeitliche Ausgleichsmaßnahmen 
für Kostenüberziehungen in vergangenen Jahren, die 
die Umlage für 2013 außerordentlich ansteigen ließen.

Die systemischen Kosten der Förderung erneuerbarer 
Energien sind nach verschiedenen Schätzungen deutlich 
niedriger, wenn sie um diese Verzerrungen, die mit den 
tatsächlichen Kosten der Förderung der erneuerbaren 
Energien nichts zu tun haben, korrigiert werden könn-
ten.14 Andere Indikatoren legen eher eine Entspannung 
der Debatte nahe. So kommt der Monitoring-Bericht für 
die Bundesregierung insgesamt zu dem Ergebnis, dass 
der Anteil der Ausgaben für Elektrizität am Bruttoinlands-
produkt sich noch am oberen Rand des historischen 
Korridors der Schwankungen zwischen 2,6% (1991) und 
1,7% (2000) befi ndet.15 Der Anteil der Elektrizitätskos-
ten an den Konsumausgaben ist entsprechend seit 1986 
nicht gestiegen.16

13 A. Löschel et al.: Stellungnahme zum ersten Monitoring-Bericht der Bun-
desregierung für das Berichtsjahr 2011, Berlin u.a.O. 2012, S. 50.

14 U. Nestle, L. Reuster: a.a.O.; C. Loreck et al., a.a.O.; S. Küchler, B. 
Meyer: Was Strom wirklich kostet, Vergleich der staatlichen Förde-
rungen und gesamtgesellschaftlichen Kosten konventioneller und 
erneuerbarer Energien, Langfassung, überarbeitet und aktualisier-
te Aufl ., Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft, Studien 9/12, 
Berlin 2012; M. Weber, C. Hey, M. E. Faulstich, a.a.O.; H. Hermann 
et al.: Strompreisentwicklungen im Spannungsfeld von Energiewen-
de, Energiemärkten und Industriepolitik der Energiewende-Kosten-
Index, Öko-Institut, Kurzstudie, Berlin 2012.

15 A. Löschel et al., a.a.O., S. 101.
16 K. Neuhoff et al., a.a.O. 
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den muss.24 Diese ausdifferenzierte Grundsatzdebatte 
kann an dieser Stelle nicht nachgezeichnet werden, wich-
tig ist aber das Grundsatzargument, dass vor dem Einsatz 
neuer Fördermechanismen für neue konventionelle Erzeu-
gungskapazitäten, eine entschiedene Politik der Gesamt-
fl exibilisierung des Energiesystems erfolgen muss, die die 
konventionelle Erzeugung, den Handel und die Nachfrage 
erfassen muss.25

Die zentrale Säule einer solchen Gesamtfl exibilisierung 
sollte die Wiederherstellung einer konsequenten CO2-
Bepreisung werden, die die emissionsintensivere und we-
niger fl exible Kohleverstromung stärker belastet als Gas. 
Durch eine hinreichend hohe CO2-Bepreisung könnte sich 
die Einsatzreihenfolge von Kohle und Gas ändern und sich 
dadurch die Einsatzhäufi gkeit von Gas erhöhen und deren 
Kostendeckungssituation verbessern.

Weitere wichtige Gestaltungsoptionen zur Systemfl exibili-
sierung sind:

• Marktfl exibilisierung durch Kurzfristorientierung (Verkür-
zung der Zeitpanne zwischen Börsenschluss und Lie-
ferzeitpunkt, liquider untertägiger Handel sowie Handel 
in kleineren Blöcken am Regelenergiemarkt)26 fördert 
die Anpassung der Nachfrage an die Möglichkeiten von 
Windenergie und Photovoltaik.

• Lastverschiebung erleichtert die Anpassung an Wind-
energie und Photovoltaik und ersetzt tendenziell zusätz-
liche Kraftwerkskapazitäten. Längerfristig können der 

24 P. Cramton, A. Ockenfels: Ökonomik und Design von Kapazitäts-
märkten im Stromsektor, in: Energiewirtschaftliche Tagesfragen, 61. 
Jg. (2011), H. 9, S. 14-15; Consentec: Praktikabel umsetzbare Aus-
gestaltung einer Strategischen Reserve, Gutachten im Auftrag des 
BDEW, Aachen 2012; U. Leprich et al.: Kompassstudie Marktdesign, 
IZES gGmbH, Saarbrücken 2012; F. Matthes et al.: Fokussierte Kapa-
zitätsmärkte. Ein neues Marktdesign für den Übergang zu einem neu-
en Energiesystem, Studie für die Umweltstiftung WWF Deutschland, 
Öko-Institut, LBD-Beratungsgesellschaft, Raue LLP, Berlin 2012; M. 
Nicolosi: Notwendigkeit von Kapazitätsmechanismen, Endbericht, 
beauftragt durch BDEW, Ecofys, Berlin 2012; O. Tietjen: Kapazitäts-
märkte. Hintergründe und Varianten mit Fokus auf einen emissionsar-
men deutschen Strommarkt, Germanwatch, Bonn 2012; Agora Ener-
giewende, a.a.O.

25 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU): Bericht der AG 3 Interaktion an den Steuerungskreis der Platt-
form Erneuerbare Energien, die Bundeskanzlerin und die Ministerprä-
sidentinnen und Ministerpräsidenten der Länder, Berlin 2012, Stand 
15.10.2012; N. Krzikalla, S. Achner, S. Brühl: Möglichkeiten zum Aus-
gleich fl uktuierender Einspeisungen aus Erneuerbaren Energien, Stu-
die im Auftrag des Bundesverbandes Erneuerbare Energien, BET Büro 
für Energiewirtschaft und technische Planung GmbH, Aachen 2013.

26 J. Winkler, M. Altmann: Market Designs for a Completely Renewable 
Power Sector, in: Zeitschrift für Energiewirtschaft, 36. Jg. (2012), H. 2, 
S. 77-92.

Stromlücke oder unfl exible Überkapazitäten?

Gerade beim Einsatz wetterabhängig stark schwankender 
erneuerbarer Energien ist die Verfügbarkeit von regelbarer 
Leistung mittels fossiler Kraftwerke, durch regelbare erneu-
erbare Energien (z.B. Biogas) und später durch Speicher 
bzw. die Flexibilisierung der Nachfrage durch abschaltba-
re Lasten von zentraler Bedeutung für die Versorgungssi-
cherheit. Auch bei plötzlichen hohen Einspeisungen ist ein 
schnelles Herunterfahren steuerbarer Kapazitäten und spä-
ter sogar ein Aufnehmen von Überschussstrom notwendig. 
Flexibilität wird somit zum zentralen Kriterium für die Wei-
terentwicklung der steuerbaren Kapazitäten (Kraftwerke, 
abschaltbare Lasten, Speicher) und den Strukturwandel 
des Energiesystems generell.21

Allerdings ist die Struktur des bestehenden Kraftwerks-
parks für die Erfordernisse der Energiewende ungeeignet, 
da sie noch durch hohe infl exible und emissionsintensive 
Kohlekapazitäten und einige Atomkraftwerke geprägt ist, 
die 2012 zusammen noch rund ein Drittel der Kapazität und 
in etwa 60% der Bruttostromerzeugung ausmachten.22 Auf-
grund ihrer niedrigen variablen Kosten (für Brennstoffe und 
Emissionszertifi kate) werden diese zuerst eingesetzt (Merit 
Order) und erleben einen Boom, während Gaskraftwerke 
von Stilllegungen bedroht sind – was unter anderen auch 
dem sehr niedrigen Preis für Emissionshandelsrechte ge-
schuldet ist.23 Im Strommengenmarkt (Energy-Only-Markt) 
besteht somit die Herausforderung, die Finanzierungssitua-
tion fl exibler Kapazitäten sowohl im Bestand zu verbessern 
als auch Anreize für neue fl exible Kapazitäten (Kraftwerke, 
abschaltbare Lasten, Speicher etc.) unter Berücksichtigung 
weiterer Rahmenbedingungen – wie der Klimaschutzziele – 
zu setzen, womit zunächst vor allem der vermehrte Einsatz 
vorhandener und die Schaffung neuer Gaskraftwerkskapa-
zitäten einhergeht.

Aktuell fi ndet eine Grundsatzdebatte darüber statt, ob der 
Energy-Only-Markt überhaupt in der Lage ist, ausreichende 
Beiträge zur Kostendeckung zu erwirtschaften oder durch 
weitere sogenannte Kapazitätsmechanismen ergänzt wer-

21 M. Gottstein, S. Skillings: Über Kapazitätsmärkte hinaus denken: Fle-
xibilität als Kernelement, in: Agora Energiewende: Kapazitätsmarkt 
oder strategische Reserve: Was ist der nächste Schritt?, Berlin 2013, 
S. 15-26; M. Hogan, M. Gottstein: What Lies „Beyond Capacity Mar-
kets“?, The regulatory assistance project, Berlin 2012,  www.rapon-
line.org (8.5.2013).

22 Bundesnetzagentur: Kraftwerksliste Bundesnetzagentur, Bonn 2013, 
Stand: 27.3.2013; AG Energiebilanzen: Bruttostromerzeugung in 
Deutschland von 1990 bis 2012 nach Energieträgern, 2013, Stand: 
14.2.2013.

23 J. Flauger: Energiewende absurd, in: Handelsblatt vom 30.11.2012, 
S. 24.
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lungen vermieden werden. Im Hinblick auf die gegenwär-
tige Situation wird darauf hingewiesen, dass entgegen der 
oben angeführten Darstellung die Anpassungsmaßnah-
men wegen Netzengpässen von 2007 bis 2010 vernachläs-
sigbar waren und auch im Winter 2010/2011 dank voraus-
schauender Planung die Netzsituation beherrschbar war.30

Eine Studie für die Agora Energiewende zeigt zudem, 
dass Verzögerungen beim Netzausbau verkraftbar sind 
und nicht einmal große Auswirkungen auf die Kosten des 
Stromsystems haben werden. Den Ergebnissen der Studie 
zufolge führt ein verzögerter Netzausbau zwar zu höheren 
Abregelungen und damit auch Kosten, diese werden aber 
durch vermiedene Investitionskosten in Netze bis 2023 in 
etwa aufgewogen. Die in der Studie angenommene Um-
setzung der Energieleitungsausbaugesetz-Projekte bis 
2023 in Kombination mit dem in ganz Deutschland verteil-
ten Ausbau von Windkraft- und Solaranlagen reichen aus, 
um größere Mengen an Abregelung zu vermeiden, wäh-
rend demgegenüber geringere Kosten für den Netzausbau 
anfallen.31

Zudem wird in Frage gestellt, ob die Netzausbauvorhaben, 
die in dem kurz vor der offi ziellen Verabschiedung stehen-
den Bundesbedarfsplan vorgesehen sind, alle in vollem 
Umfang für die Energiewende erforderlich sind. Befürchtet 
wird vielmehr, dass ein überdimensioniertes Netz geplant 
wird, dem Annahmen zugrundeliegen, die hinsichtlich der 
Entwicklung des Kraftwerksparks sogar von dem Neubau 
von Braunkohlekraftwerken ausgehen. Mögliche techni-
sche Alternativen wie Engpassmanagement, Variationen 
in der Höchstlast, Abregelungen von Erneuerbaren seien 
nicht einbezogen worden, der Netzausbaubedarf erschei-
ne mithin größer als er sei.32

Insgesamt gibt es also noch Flexibilitäts- und Anpassungs-
reserven der bestehenden Infrastrukturen – die Verzöge-
rung des zweifelsohne notwendigen Netzausbaus eignet 
sich nicht dazu, eine Verlangsamung des Ausbaus der er-
neuerbaren Energien zu rechtfertigen.

Fazit

Die Energiewende befi ndet sich zurzeit in einer kritischen 
Übergangsphase. Der Abbau unfl exibler fossil-nuklearer 

30 A. Schröder et al.: In Ruhe planen: Netzausbau in Deutschland und 
Europa auf dem Prüfstand, DIW Wochenbericht, Nr. 20, 2012, S. 3.

31 Agora Energiewende, Consentec, Fraunhofer IWES: Kostenopti-
maler Ausbau der Erneuerbaren Energien in Deutschland, Zusam-
menfassung der Zwischenergebnisse einer Studie der Consentec 
GmbH in Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer IWES, Berlin 2013, 
S. 9-10.

32 C. Calliess, M. Dross: Neue Netze braucht das Land: Zur Neukonzep-
tion von Energiewirtschaftsgesetz und Netzausbaubeschleunigungs-
gesetz (NABEG), in: Juristen Zeitung, 2012, S. 1010 m.w.N.

Wärmesektor (power-to-heat) sowie die Methanisierung 
(power-to-gas) hinzukommen.27

• Netzausbau (national und europäisch) führt zu teilwei-
sem Ausgleich regional unterschiedlicher Angebot-
sprofi le von Windenergie und Photovoltaik sowie un-
terschiedlicher Nachfrage (national unterschiedliche 
Lastprofi le); erweitert Zugriff auf Flexibilitätsoptionen 
(Kraftwerke, abschaltbare Lasten, Speicher).

• Absenkung der Mindestleistung von Kraftwerken 
(„Must-Run-Leistung“).

Maßnahmen zur Marktfl exibilisierung und zur Lastver-
schiebung wären vergleichsweise schnell umsetzbar.

Netzengpässe als Ausbaubremse?

Skeptiker eines schnellen Wachstums der erneuerbaren 
Energien führen an, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien gebremst werden müsse, weil der Netzaus-
bau nicht schnell genug erfolge. Die vielerorts verzögerte 
Netzentwicklung führe in zunehmendem Maße zu Netz-
engpässen, erneuerbare Kapazitäten müssten deshalb im-
mer öfter abgeregelt werden. Dabei wird kritisiert, dass die 
Betreiber dafür aufgrund des EEG in Höhe der entgange-
nen Einspeisevergütungen eine Entschädigung erhalten.28 
Damit werde für Strom gezahlt, der nicht produziert wer-
de und das CO2-Vermeidungspotenzial der Anlagen durch 
das Herunterregeln ungenutzt gelassen. Diesen Missstand 
gelte es zu beheben, indem der Ausbau der erneuerbaren 
Energien nur in dem Maße erfolgt, in dem die Stromnetze 
ausgebaut werden. Das Tempo des Netzausbaus solle so-
mit den Ausbau der erneuerbaren Energien bestimmen.29

Diese Argumentation unterstellt, dass die zu erwarten-
den Probleme eines schnellen Ausbaus der erneuerbaren 
Energien im Falle eines verzögerten Netzausbaus unüber-
windbar seien. Dies ist allerdings dann nicht der Fall, wenn 
Netzüberlastungen z.B. wie bisher schon durch Abrege-

27 S. Egner, W. Krätschmer, M. Faulstich: Perspektiven der Energiewen-
de, in: K. E. Lorber et al. (Hrsg.): Depotech 2012, Montanuniversität 
Leoben/Österreich 2012, S. 49-56; Agora Energiewende, a.a.O.; Bun-
desministerium für Umwelt (BMU): Bericht der AG 3 ..., a.a.O.; N. Krzi-
kalla, S. Achner, S. Brühl, a.a.O.

28 Wirtschaftsrat der CDU: Marktintegrationsmodell für erneuerbare 
Energien, Berlin 2013, S. 5, www.wirtschaftsrat.de (8.5.2013); Bun-
desverband der deutschen Industrie e.V. (BDI): Energiewende auf 
Kurs bringen, Handlungsempfehlungen an die Politik für die erfolg-
reiche Umsetzung der Energiewende, Berlin 2013, S. 15,  www.bdi.eu 
(8.5.2013); Verband kommunaler Unternehmen (VKU): Ein zukunftsfä-
higes Energiemarktdesign für Deutschland, Kurzfassung, Berlin 2013, 
S. 12, http://www.vku.de (8.5.2013).

29 Deutsche Energie-Agentur (dena): Trendstudie Strom 2022, Metastu-
dienanalyse und Handlungsempfehlungen, im Auftrag des Bundes-
verbands der deutschen Industrie, Berlin 2013, S. 76.
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Insgesamt muss die Flexibilisierung des noch dominanten 
fossil-nuklearen Energiesystems in den Mittelpunkt der Dis-
kussion gerückt werden. Oberste Priorität sollte hierbei ein 
angemessener CO2-Preis erhalten. Dies würde die Wettbe-
werbsfähigkeit CO2-armer und fl exibler Gaskraftwerke ge-
genüber der Kohleverstromung stärken. Kurzfristige Flexi-
bilisierungspotenziale bestehen auch auf der Nachfragesei-
te, insbesondere durch Maßnahmen zur Lastverschiebung 
oder durch ein kurzfristigeres Marktgeschehen.

Der eigentliche Konfl ikt betrifft nicht die genaue Instrumen-
tenwahl, sondern die viel weitergehende Frage eines Struk-
turwandels hin zu einer klimaneutralen Energieversorgung. 
Dieser Strukturwandel muss auch den Ausstieg aus der nu-
klear-fossilen Energieerzeugung beinhalten. Konkret: Eine 
Energiewende, die den Energieträger Kohle verschont, wird 
scheitern müssen. Der Umweltrat wird die hier vorgestellten 
Ideen in einer Stellungnahme zum Marktdesign für erneuer-
bare Energien im Herbst 2013 weiter konkretisieren.

Überkapazitäten hält nicht mit dem Wachstum der erneu-
erbaren Energien Schritt. Der resultierende Preisverfall auf 
dem Strommarkt gefährdet die Rentabilität von fl exiblen 
Kraftwerken. Paradoxerweise erhöht er die fälschlicherwei-
se als Indikator für die Kosten der Energiewende herange-
zogene Umlage für die Förderung der erneuerbaren Energi-
en. Zudem tragen unfl exible Überkapazitäten zur Netzüber-
lastung bei. Vorschläge zur Verlangsamung des Ausbaus 
der erneuerbaren Energien führen damit am eigentlichen 
Problem vorbei.

Der Fahrplan für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
ist dann zu halten, wenn die Politik vor allem an diesem 
Problem ansetzt und nicht nur auf eine Reform des EEG 
fokussiert. Es besteht zwar durchaus auch Reformbedarf 
im EEG, um im Portfolio der erneuerbaren Energien die 
kostengünstigeren Leistungsträger zu stärken, aber kein 
grundsätzlicher kurzfristiger Revisionsbedarf der Förde-
rung. Priorität sollte weiterhin der Netzausbau genießen.

Oliver Kopp, Sebastian Schröer

Das Leitsystem erneuerbare Energien: Den Markt fordern statt 
Interessengruppen fördern

renz sein darf, die die Gesellschaft akzeptiert und wann der 
Schnittpunkt der Kosten zwischen einem „weiter wie bisher“ 
und der Systemtransformation erreicht ist. Grundsätzlich ist 
jedoch eindeutig, dass die Ziele der Systemtransformation 
mit den geringst möglichen volkswirtschaftlichen Kosten er-
reicht werden sollten.

Die gegenwärtige Diskussion zu den Kosten des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes (EEG) und dem aktuellen Stand der 
Systemtransformation spiegelt zwei Punkte wider: Erstens 
rücken die Kosten der Systemtransformation immer mehr in 
den Fokus. Zweitens wird lediglich das Wie, aber nicht das 
Ob diskutiert. Es besteht demnach Konsens, dass von der 
grundsätzlichen Entscheidung zur Systemtransformation 
nicht abgerückt wird. Kein Konsens besteht jedoch über die 
Umsetzungsschritte und die Gewichtung der verschiedenen 
Handlungsfelder. Auf der einen Seite existieren energiepoliti-
sche Ziele sowohl für die mittlere als auch lange Frist, auf der 
anderen Seite fehlen derzeit klare Leitlinien, wie diese zu er-
reichen sind. Insbesondere mangelt es an einer Abstimmung 
der Ziele sowie der notwendigen Prozesse und vor allem 
auch des Zielmodells für ein langfristig tragfähiges Marktde-
sign, mit dem diese Ziele umgesetzt werden können.

Die „Energiewende“ ist eine Generationenaufgabe. Der Be-
griff „Energiewende“ bedeutet dabei nichts anderes als die 
Transformation des heutigen Energiesystems hin zu einem 
„Leitsystem erneuerbare Energien“, in dem erneuerbare 
Energieträger die Hauptlast der Versorgung übernehmen 
und fossile Energieträger langfristig höchstens unterstützend 
eingesetzt werden. Diese Systemtransformation ist nicht 
kostenlos. Betrachtet man jedoch das Wohl der zukünftigen 
Generationen, ist sie unverzichtbar, denn langfristig ist es 
teurer, die Systemtransformation nicht durchzuführen. Dies 
begründet sich durch die Überlegung, dass im Zeitverlauf die 
Preise der fossilen Energieträger, auch trotz der Bedeutung 
unkonventionellen Erdgases, deutlich steigen werden. Auch 
die Kosten der CO2-Emissionen werden ansteigen. Weiterhin 
darf nicht vergessen werden, dass der gegenwärtige deut-
sche Kraftwerkspark im Durchschnitt überaltert ist und in 
jedem Fall zu hohen Kosten erneuert werden müsste. Par-
allel sinken die Kosten der erneuerbaren Energien, weshalb 
im Zeitverlauf ein Leitsystem erneuerbare Energien kosten-
günstiger als die Fortführung des bestehenden Systems ist.

Allerdings dürfen die Kosten der Systemtransformation nicht 
zu hoch werden, um die gesellschaftliche Akzeptanz zu ge-
währleisten. Fraglich ist jedoch, wie hoch die Kostendiffe-
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Marktdesigns als wettbewerbliches Anreizsystem für erneu-
erbare Energien, dass auch die konventionellen Kapazitäten 
einschließt und damit letztlich ein umfassendes Marktde-
sign für den gesamten Strommarkt bedeutet. Dabei ist zu 
beachten, dass auf absehbare Zeit die erneuerbaren Ener-
gien – in der langen Frist auch die konventionellen Kraftwer-
ke – ihre Vollkosten am Energy-Only-Markt möglicherweise 
nicht decken können.

Kurzfristige Reform des EEG

Da ein Großteil der EEG-Umlage aus Zahlungsverpfl ichtun-
gen rührt, die gegenüber existierenden Anlagen bestehen, 
ist eine tatsächliche Absenkung der EEG-Umlage – jeden-
falls im kurzfristigen Zeithorizont – schwer zu realisieren. 
Eine nachträgliche Kürzung der Einspeisevergütungen ist 
hinsichtlich der Investitionssicherheit für zukünftige Inves-
titionen extrem kritisch zu beurteilen. Vertrauensschutz ist 
ein hohes Gut, das bei einem so tiefgreifenden und lang-
fristigen Projekt wie der Systemtransformation essenzielle 
Bedeutung hat. Eine nachträgliche Kürzung würde zudem 
sehr grundsätzliche rechtliche Fragen aufwerfen. Hauptan-
satzpunkt dürfte daher in der Begrenzung weiterer Anstie-
ge liegen. Weiterhin ist zu beachten, dass der Beitrag neuer 
EE-Anlagen zur Steigerung der EEG-Umlage weniger aus-
schlaggebend ist als der derzeit sehr niedrige Großhandels-
preis für Strom, der unter anderem aus den extrem niedri-
gen CO2-Preisen herrührt.

Mögliche Ansatzpunkte zur Begrenzung der Kosten bieten 
sich trotzdem in vielen Bereichen, beispielsweise durch ei-
ne stärkere Synchronisierung von Netz- und EE-Ausbau: 
Erhöht man die Anreize zum Ausbau von Binnenlands-
tandorten für die gewünschte regionale Diversifi zierung der 
Windenergie, führt dies zur Verringerung des Stromtrans-
portbedarfs. Die Abschaffung einer Entschädigung bei der 
Abregelung von neuen EE-Anlagen würde ebenfalls den 
Kostenanstieg begrenzen und zudem wichtige Steuerungs-
signale senden: Bei der Standortwahl für neue Anlagen 
würde zunehmend die Netzsituation berücksichtigt werden, 
der Zubau in derzeit bereits stark erschlossenen Gebieten 
würde zurückgehen. Als ein weiteres Element wäre zu prü-
fen, ob die Einführung von „atmenden Deckeln“ ähnlich der 
Regelung, die für Photovoltaik getroffen wurde, auch für an-
dere EE-Technologien sinnvoll wären. Grundsätzlich bieten 
atmende Deckel den Vorteil, die Fördersätze schneller an 
Kostensenkungen bei einzelnen Technologien anpassen zu 
können, bei gleichzeitig hoher Investitionssicherheit durch 
die Berechenbarkeit der Degressionsschritte. Die Überprü-
fung der Ausnahmen von der EEG-Umlagepfl icht, dies auch 
unter Einbeziehung des Eigenverbrauchs, um der Entsolida-
risierung bei der Kostenverteilung entgegenzuwirken, sollte 
ebenso kurzfristig umgesetzt werden und kann somit ein 
Schritt zur kurzfristigen Senkung der EEG-Umlage sein.

Dabei muss die Weiterentwicklung des Ordnungsrahmens 
schrittweise erfolgen. Schnelle politische Richtungswech-
sel führen zu Marktverwerfungen und unnötigen Risikoauf-
schlägen, die letztlich das Erreichen der Zielsetzungen ver-
zögern oder verteuern. Der Energieversorger MVV Energie 
befürwortet deshalb eine evolutorische Weiterentwicklung 
des bestehenden Strommarktes, Evolution statt Revolution.

Obwohl die Systemtransformation eine vielschichtige Auf-
gabe mit vielen Zielen ist und daher viele Bereiche umfasst, 
konzentriert sich dieser Beitrag auf die Reform der Förde-
rung der erneuerbaren Energien, weil hier sowohl kurz- als 
auch mittelfristig der größte Handlungsbedarf besteht.

Erfolge und Defi zite des Ausbaus erneuerbarer 
Energien in Deutschland

Das EEG ist eine Erfolgsgeschichte. Durch die garantier-
ten Einspeisevergütungen ist der Ausbau der erneuerbaren 
Energien schnell vorangekommen und hat die gesetzten 
Ziele deutlich übertroffen. Mittlerweile bedarf das EEG je-
doch einer Reform, denn der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien hat eine Höhe erreicht, in der es nicht mehr nur um die 
Markteinführung von EE-Anlagen geht. Vielmehr geht es 
nun einerseits um die tatsächliche Integration in die Ener-
giemärkte, um letztlich die fossilen und nuklearen Energie-
träger zu ersetzten. Hierfür ist das EEG in seiner bisherigen 
Form nicht geeignet, da es keine ausreichenden Marktsig-
nale aussendet. Andererseits muss beim weiteren Ausbau 
der Erneuerbaren die Kosteneffi zienz stärker in den Vorder-
grund rücken. Das EEG hat zu einer massiven Kostenreduk-
tion bei vielen Technologien geführt, jedoch auch durch den 
zum Teil unerwartet hohen Zubau bestimmter Technologien 
erhebliche Kosten verursacht. Um langfristig die Akzeptanz 
für die Systemtransformation zu behalten, ist es notwendig, 
die gesetzten Ziele mit den geringst möglichen Kosten zu 
erreichen. Dies kann langfristig nur durch ein wettbewerb-
lich organisiertes Umfeld erreicht werden. Hierzu ist ein 
Marktdesign notwendig, das durch entsprechende Anreize 
einerseits die volkswirtschaftlichen Kosten minimiert und 
andererseits alle für die Systemtransformation notwendigen 
Prozesse synchronisiert. Dazu zählen nicht nur der Ausbau 
der erneuerbaren Energien, sondern auch der Netzausbau, 
die Energieeffi zienz, die Minderung der CO2-Emissionen so-
wie die weiteren Handlungsfelder, die sich aus den energie-
politischen Zielen ergeben.

Ein neues Marktdesign für erneuerbare Energien

Bei der aktuellen Diskussion zur Reform des EEG ist zwi-
schen kurz- und langfristigen Maßnahmen zu unterschei-
den. In der kurzen Frist liegt das Hauptaugenmerk auf der 
Stabilisierung der EEG-Umlage. Abzugrenzen davon ist 
die schrittweise Entwicklung eines langfristig tragfähigen 
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dargestellt – die Direktvermarktung verpfl ichtend für Neuan-
lagen eingeführt werden. Weiterhin würde dann die Markt-
prämie zunächst gleitend und ex post festgelegt, dann aber 
der ex ante bestimmte Teil sukzessive erhöht, bis schließ-
lich langfristig das gesamte Marktrisiko von den Investoren 
getragen wird. Durch dieses „Hereinwachsen“ haben alle 
Marktakteure Zeit, sich auf die neuen Spielregeln einzu-
stellen. Im Sinne eines „lernenden Systems“ können Pra-
xiserfahrungen integriert und Fehlentwicklungen korrigiert 
werden, was bei einem plötzlich wechselnden Marktdesign 
nicht möglich wäre.

Eine wichtige Frage bei der Reform des EEG ist, ob die 
Förderung nach Technologie differenziert werden soll oder 
nicht. Hier ist festzuhalten, dass im Sinne einer sicheren 
Energieversorgung ein diversifi zierter Energiemix anzustre-
ben ist. Da die verschiedenen erneuerbaren Energien unter-
schiedliche Eigenschaften haben und sich somit ergänzen, 
ist eine technologiedifferenzierte Förderung notwendig. Mit 
dem hier zur Diskussion gestellten Zielmodell einer zweiten 
Finanzierungsquelle über Auktionen wäre dies problemlos 
umsetzbar. Denn Auktionen könnten technologiespezifi sch 
und auch regional differenziert ausgestaltet werden. Aller-
dings sollte auch dies nach dem Grundsatz der Kostenef-
fi zienz erfolgen. Insbesondere bei der Windenergie sind 
noch große Effi zienzpotenziale erschließbar. Während Wind 
onshore technologieerprobt und kostengünstig ist und vie-
le Standorte noch nicht erschlossen sind, ist die Stromer-
zeugung offshore mit deutlich höheren Kosten behaftet. 
Insofern besteht ein erhebliches Kostensenkungspotenzi-
al, wenn beim weiteren Windenergieausbau der Onshore-
Technologie insbesondere auch an weniger windhöffi gen 
Standorten (z.B. Süddeutschland) der Vorzug gegeben wird.

Neues Marktdesign auch für die fossile Erzeugung?

Da die erneuerbaren Energien bedeutsame Auswirkun-
gen auf den bestehenden Strommarkt haben, besteht die 
Herausforderung nicht nur aus einer adäquaten Reform 
des EEG, sondern in der Entwicklung eines umfassenden 
Strommarktdesigns, das auch die konventionellen Erzeu-
gungskapazitäten und Abschaltlasten einschließt.

So ist fraglich, inwieweit der bestehende Großhandelsmarkt 
mittel- bis langfristig noch ausreichende Anreize in den Be-
trieb und für Investitionen in neue Kraftwerkskapazitäten 
setzt. Beim derzeitigen Preisniveau und in Anbetracht der 
rückläufi gen Auslastung der Kraftwerke wird es für die Be-
treiber von konventionellen Erzeugungsanlagen zunehmend 
schwieriger ihre Vollkosten zu decken. Der zügige Ausbau 
volatiler erneuerbarer Energien verstärkt diese Problematik, 
da die Backup-Kapazitäten für die Absicherung der Strom-
versorgung nur für wenige Stunden im Jahr benötigt wer-
den.

Die Einführung einer verpfl ichtenden Direktvermarktung für 
Neuanlagen würde die Markt- und Systemintegration för-
dern, da ein Wettbewerb um Vermarktungsprozesse ausge-
löst und damit ein Beitrag zur Kostenbegrenzung geleistet 
wird. Gleichzeitig werden im System der gleitenden Markt-
prämie Anlagenbetreiber angehalten, auf Marktpreissigna-
le zu reagieren, sodass deutlich negative Preise vermieden 
werden.

Direktvermarktung ist jedoch auch für die Bestandsanlagen 
ein Thema. Im Sinne des Vertrauensschutzes sollte für diese 
weiterhin die Wahlmöglichkeit zwischen Direktvermarktung 
und garantierter Vergütung erhalten bleiben. Allerdings ist 
es denkbar, langfristig die Rückkehr in die garantierte Ver-
gütung einzuschränken. Auch die Managementprämie kann 
im Rahmen einer permanenten Prüfung entsprechend der 
Erfordernisse gesenkt werden.

Wettbewerbliche Auktionen als langfristiges Zielmodell

In der langen Frist muss es das Ziel sein, den Ausbau der 
erneuerbaren Energien durch eine wettbewerbliche Gestal-
tung möglichst kosteneffi zient zu erreichen. Dabei beste-
hen drei wesentliche Herausforderungen: Erstens muss ein 
Übergang des Markt- und Absatzrisikos auf die erneuerba-
ren Energien erfolgen. Im gegenwärtigen EEG tragen diese 
Risiken letztlich die Stromkunden. Zweitens muss es einen 
Wettbewerb um die Finanzierung neuer Anlagen geben und 
drittens sollte eine kosteneffi ziente Koordinierung zwischen 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien und den Netzen 
stattfi nden. Hierfür bieten sich insbesondere Ausschrei-
bungsverfahren an.

Mit der Erweiterung des Großhandelsmarkts für Strom um 
das Instrument der Auktion wird ein kosteneffi zienter zwei-
ter Zahlungsstrom generiert, der eine Deckung der Voll-
kosten von erneuerbaren Energien im Wettbewerb ermög-
licht. Den Zuschlag in der Auktion vorausgesetzt, müsste 
der Betreiber der Anlage diese innerhalb einer bestimmten 
Frist in Betrieb nehmen, um Missbrauch auszuschließen. 
Die Vermarktung des Stroms würde dabei weiterhin direkt 
über den Großhandelsmarkt erfolgen, der einen effi zienten 
Einsatz von Erzeugungsanlagen sicherstellt. Ein Auktions-
modell hätte viele Vorteile: Neben der Kosteneffi zienz durch 
Wettbewerb bleibt eine vergleichsweise hohe Investitions-
sicherheit für Anlagenbetreiber erhalten, da die im Wett-
bewerb ermittelte Vergütung über einen längeren Zeitraum 
festgeschrieben wird. Gleichzeitig bleibt der Ausbau der 
erneuerbaren Energien steuerbar bei geringer Pfadabhän-
gigkeit. Außerdem werden Effi zienzvorteile realisiert, da die 
Chancen und Risiken vom Stromkunden auf die Anlagenbe-
treiber übergehen. Dieses Zielmodell hat zudem den Vorteil, 
dass es schrittweise aus dem bestehenden EEG heraus 
entwickelt werden kann. Dafür müsste zunächst – wie oben 
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lisierung von angebots- und nachfrageseitigen Effi zienzpo-
tenzialen.

Bei einem zentralen Kapazitätsmarkt bestimmt eine Behörde 
den volkswirtschaftlich gewünschten Kapazitätsbedarf. Die-
ser wird dann im Rahmen einer wettbewerblichen Auktion 
zwischen den Erzeugern ausgeschrieben. Da die Verantwor-
tung für die Bereitstellung ausreichender Erzeugungskapazi-
täten vorrangig beim Staat und nicht bei den Vertrieben liegt, 
neigen Strommärkte mit umfassenden Kapazitätsmärkten 
tendenziell zu Überkapazitäten und zu Überregulierung. Die 
Versorgungssicherheit kann hierdurch unter Inkaufnahme ei-
ner volkswirtschaftlich erwünschten Überversorgung sicher-
gestellt werden. Natürlich sind auch in diesem Ansatz die 
Flexibilisierungspotenziale auf der Nachfrageseite (Demand 
Side Management) zu berücksichtigen. Weiterhin können die 
Vertriebe und Händler an einem zentralen Kapazitätsmarkt 
durch die Vermarktung von Eigenerzeugung, Drittkapazitä-
ten und Abschaltlasten partizipieren.

Ein umfassender und möglichst wettbewerblicher Ansatz 
für einen Markt für gesicherte Leistung – unter der Prämisse 
der Gewährleistung der jederzeitigen Versorgungssicher-
heit – ist dabei volkswirtschaftlich wie auch aus Sicht der 
Marktteilnehmer wünschenswert. Nur im Wettbewerb las-
sen sich angebots- und nachfrageseitige Lösungen effi zient 
realisieren. Hierzu gehört dann auch, dass alle Optionen, die 
gesicherte Leistung gleichwertig bereitstellen auch gleich-
berechtigt an einem solchen Kapazitätsmarkt teilnehmen 
können und nicht aus anderen (klima- und ordnungs-)politi-
schen Erwägungen diskriminiert werden.

Zur Notwendigkeit und konkreten Ausgestaltung von Ka-
pazitätsmechanismen bedarf es in den nächsten Monaten 
noch einer umfassenden Diskussion. Zahlreiche Fragen, 
insbesondere zur Vorteilhaftigkeit der verschiedenen Ansät-
ze und deren konkrete Wirkungsweise sind noch offen und 
müssen weiter untersucht werden. Klar ist, dass die Detail-
ausgestaltung für das Funktionieren und die Effi zienz der 
Märkte essenziell ist. Da bis etwa 2020 von keinem akuten 
Handlungsbedarf ausgegangen werden kann, sollte bei ei-
nem solch tiefgreifenden Markteingriff die Devise „Sorgfäl-
tigkeit vor Geschwindigkeit“ gelten.

Der Übergang in ein erweitertes und wettbewerbliches 
Marktdesign müsste – in Übereinstimmung mit der Markt-
entwicklung – schrittweise erfolgen. Für einen Übergangs-
zeitraum sollte – quasi als Versicherungslösung – auf das 
Instrument der strategischen Reserve zurückgegriffen wer-
den, um die Stromversorgung auch in extremen Belastungs-
situationen sicherzustellen. Dies kann ohne Eingriffe in das 
bestehende Marktdesign und wettbewerblich und transpa-
rent umgesetzt werden und ein kosteneffi zienter Beitrag zur 
Sicherung der Energieversorgung sein.

Unter der Annahme, dass langfristig sowohl die erneuerba-
ren als auch die fossilen Energien ihre Vollkosten am Ener-
gy-Only-Markt nicht decken können, ist ein Marktdesign 
notwendig, dass die Energieversorgung in ihrer Gesamtheit 
sicherstellt. Eine Lösung könnte in der Ergänzung des Ener-
gy-Only-Marktes um einen Kapazitätsmarkt für gesicherte 
Leistung bestehen. Hierbei würden Erzeuger mit ihren An-
lagen in einen Wettbewerb um die Finanzierung ihrer fi xen 
Leistungskosten treten. Dabei würden die im Wettbewerb 
stehenden Erzeuger genau ihre Deckungslücke, d.h. die Dif-
ferenz zwischen Vollkosten und Erlösen aus dem Großhan-
delsmarkt, bieten.

Zu diskutieren ist, inwieweit ein solcher Markt dezentral 
oder zentral ausgestaltet werden kann. In einem dezentralen 
Leistungsmarkt prognostizieren die verpfl ichteten Vertrie-
be selber ihren Bedarf an gesicherter Leistung und fragen 
diese bilateral oder über einen zentralen Marktplatz bei den 
Erzeugern in Form kurzfristiger Terminkontrakte von ein bis 
zwei Jahren Vorlaufzeit nach. Hierbei bestehen wesentliche 
Herausforderungen: Erstens kann es bei einer dezentralen 
Aggregation der Leistungsbedarfe der Vertriebe zu einer 
Überschätzung des tatsächlichen Leistungsbedarfs kom-
men, wenn Portfolio- bzw. Durchmischungseffekte nicht 
adäquat berücksichtigt werden. Eine Annäherung an den 
tatsächlich notwendigen Kapazitätsbedarf könnte dadurch 
erreicht werden, indem die Vertriebe verpfl ichtet würden, 
ihren Anteil an der Jahreshöchstlast abzusichern. Zweitens 
besteht die Herausforderung der im Wettbewerb stehen-
den Vertriebe vorrangig im Wissensaufbau hinsichtlich der 
Prognose des durch das eigene Portfolio bedingten Kapa-
zitätsbedarfs und dessen Bepreisung. Drittens kann durch 
das nur kurzfristig angelegte Beschaffungsverhalten der 
Vertriebe nicht sichergestellt werden, dass hinreichend und 
rechtzeitig Anreize in neue Erzeugungskapazitäten geschaf-
fen werden. Schweinezyklen bis hin zum Black out könnten 
die Folge sein.

Um die Versorgungssicherheit über einen solchen dezent-
ralen und wettbewerblichen Leistungsmarkt dennoch si-
cherzustellen, werden in Theorie und Praxis zusätzliche 
Instrumente diskutiert. Die Schaffung eines separaten Ka-
pazitätsmechanismus zur langfristigen Finanzierung von 
Neuanlagen und einer „Notreserve“, bestehend aus Reser-
vekraftwerken, stellen jedoch zentrale Elemente dar und 
sind ihrerseits wiederum mit Risiken und Ineffi zienzen be-
haftet. Hierbei wäre dann abzuwägen, worin in einem modi-
fi zierten dezentralen Ansatz wesentliche Vorteile gegenüber 
einem umfassenden zentralen Kapazitätsmarkt bestehen. 
Auch wenn ein dezentraler Leistungsmarkt in der Praxis 
nicht ohne ergänzende zentrale Instrumente auskommen 
sollte, bestehen in einem solchen grundsätzlich wettbe-
werblich angelegten Ansatz Chancen zur Realisierung von 
Produkt- und Prozessinnovationen und damit auch zur Rea-
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• In der langen Frist ist ein wettbewerbliches Auktionsmo-
dell, das in diesem Beitrag vorgeschlagen wurde, diskus-
sionswürdig. Bei einem solchen Modell würden sich die 
EE-Anlagen marktlich einerseits durch eine ausgeschrie-
bene Grundvergütung und andererseits durch den Ener-
gy-Only-Markt fi nanzieren.

• In diesem zukünftigem Zielmodell sind jedoch auch die 
konventionellen Kraftwerke zu integrieren. Zunächst ist 
zu prüfen, ob ein Kapazitätsmarkt mittel- bis langfristig 
als Ergänzung zum Energy-Only-Markt erforderlich ist. 
Sollte dies der Fall sein, so ist ein umfassender und mög-
lichst wettbewerblicher Ansatz für einen Kapazitätsmarkt 
unter der Prämisse der Gewährleistung der jederzeitigen 
Versorgungssicherheit zu verfolgen.

• Als Übergangslösung für die kurze Frist sollte das Inst-
rument der strategischen Reserve als eine „No-Re gret-
Maßnahme“ berücksichtigt werden.

Der Ansatzpunkt für die Systemtransformation im Allge-
meinen und die Entwicklung eines langfristig tragfähigen 
Marktdesigns im Speziellen kann kein Abarbeiten eines 
starren Fahrplanes, sondern muss eine fortlaufende volks-
wirtschaftliche Optimierung des Transformationsprozesses 
sein. Dazu zählt hauptsächlich die Abstimmung aller für die 
Systemtransformation notwendigen Prozesse. Auch soll-
te es zu keinen Schnellschüssen kommen, sondern in ei-
ner breiten gesellschaftlichen Diskussion der weitere Weg 
festgelegt werden. Vor dem Hintergrund der hohen Un-
sicherheit sollte daher ein robustes Marktdesign mit einer 
hinreichenden Fehlertoleranz angestrebt werden, um gege-
benenfalls Maßnahmen revidieren zu können. Die System-
transformation ist ein tiefgreifender und vielschichtiger Pro-
zess, der nicht als linearer Prozess, sondern als eine sich 
stetig wandelnde und auf die veränderten Umfeldbedingun-
gen reagierende Generationenaufgabe begriffen werden 
muss.

Fazit

Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass es keine Alterna-
tive zur Systemtransformation zum Leitsystem erneuerbare 
Energien gibt. Auch kann zum jetzigen Zeitpunkt geschluss-
folgert werden, dass diese Systemtransformation auf gutem 
Wege ist, auch wenn aktuell einige Verzögerungen und Hin-
dernisse existieren. Der Ausbau der erneuerbaren Energien 
übertrifft derzeit die Ziele der Bundesregierung. Allerdings 
werden die Bürger 2013 voraussichtlich 20 Mrd. Euro an 
EEG-Umlage zahlen müssen. Beim weiteren Umbau der 
Energieversorgung muss deshalb die Kosteneffi zienz ei-
nen hohen Stellenwert erhalten. Gleichzeitig ist darauf zu 
achten, nicht durch abrupte politische Richtungswechsel 
Marktverwerfungen zu provozieren.

In der Diskussion um die sachgerechte Weiterentwicklung 
des Strommarktdesigns erscheinen folgende Punkte we-
sentlich:

• Zur Transformation des Strommarktes hin zu einem Leit-
system erneuerbare Energien gibt es keine Alternative.

• Das derzeitige Strommarktmodell ist unter gleichzeitiger 
Wahrung des Bestands- und Vertrauensschutzes schritt-
weise weiterzuentwickeln.

• Bei der Reform des EEG ist zwischen kurz- und langfristi-
gen Maßnahmen zu unterscheiden.

• Kurzfristig sollte das Hauptaugenmerk auf der Senkung 
bzw. Begrenzung des Anstiegs der EEG-Umlage liegen. 
Maßnahmen hierfür sind beispielsweise die verpfl ichten-
de Direktvermarktung von Neuanlagen unter Beibehal-
tung des Marktprämienmodells, Abschaffung der Ent-
schädigungen bei Abregelungen von Neuanlagen, Über-
prüfung der Ausnahmeregelungen und Befreiungen von 
der EEG-Umlage, für eine fairere Lastenverteilung.

Hans-Jochen Luhmann

Der prekäre Stand der Gewährleistung sicherer Stromversorgung 
während der Energiewende

rung aber besaß bzw. vertrat im Frühsommer 2011 allein ein 
„Ausstiegs-Konzept“. Vor Fukushima, im September 2010, 
hatte die Bundesregierung die von ihr veranlasste Verlän-
gerung der eingeräumten maximalen Produktionsmenge 
für Kernkraftwerke mit dem Argument begründet: Das Zeit-
alter der erneuerbaren Energien solle „so schnell wie mög-
lich erreicht“ werden; dies sei Konsens. Doch das sei nicht 

Wer auf die eingangs gestellte Frage eine Antwort sucht, muss 
fragen (a) Was ist „di e Energiewende“? und (b) Was war „der 
Fahrplan“? – und letztlich selbst die Antworten geben:

Die Bundesregierung hat (im Strombereich) kein „Wende-
Konzept“ (gehabt). Eine Wende ist etwas Symmetrisches, 
wo es zu einem Heraus ein Hinein gibt – die Bundesregie-
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so schnell möglich, wie von der Vorgängerregierung unter-
stellt, wenn auch die Klimaziele erreicht werden sollen. Zum 
Ausgleich sei für eine Übergangszeit, als Brücke somit, die 
Kernkraft als klimaneutrale Erzeugungsart noch erforderlich. 
Nach Fukushima, kein halbes Jahr später, wurde beschlos-
sen, diese Brücke einzureißen – und die Bundesregierung 
wollte dafür keinen Ersatz aus der einzig verbliebenen kli-
maneutralen Erzeugungsoption, den Erneuerbaren, schaf-
fen. Sie blieb im Kabinettsbeschluss vom 6. Juni 2011 bei ih-
rem Ziel „35% bis 2020“ von September 2010. Das Maß der 
Ambition der Bundesregierung – relativ zu 2011, wo 20,5% 
erreicht wurden – ist ein Zuwachs bis 2020 um lediglich noch 
knapp 15 Prozentpunkte.

Auf der Seite des Hinein (in ambitioniertere Erneuerbaren-
Aufwuchsziele) stand eine Ergänzung aus, um zu einem 
Wendekonzept zu kommen. Die haben die Bundesländer 
im Mai 2011 gebracht. Es war der Bundestag, der dies in 
einer Art Formelkompromiss bei seiner Novellierung des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Sommer 2011 
übernommen hat.1 Damit hat er es auch für die verstockte 
Bundesregierung verbindlich gemacht.2 Öffentlich geworden 
sind die Länderziele im Rahmen des geplanten Ausbaus des 
Übertragungsnetzes. Die aufsummierten, also nicht unter 
den Ländern abgestimmten, Erneuerbaren-Aufwuchsziele 
lauten:

• 2022: mehr als 55%. Das ist relativ zu 2011 ein Zuwachs 
um mehr als 35 Prozentpunkte und damit mehr als dop-
pelt so ambitioniert wie die Bundesregierung es wollte.

• 2032: >75%. Das ist relativ zu 2022 ein Zuwachs um ca. 
20 Prozentpunkte, d.h. eine Abfl achung in der Ambition.

Dieser Zwiespalt, so das paradoxe Ergebnis, stellt das Kon-
zept und den Fahrplan der Energiewende (im Strombereich) 
dar – nicht etwas Eindeutiges, wie man erwarten würde. 
Fragt man, ob dieser Fahrplan „noch einzuhalten sei“, so lau-
tet die Antwort: Das Problem mit der Energiewende ist nicht 
eine Verzögerung gegenüber dem Geplanten als vielmehr 
umgekehrt: Problem ist eine überschießende Dynamik, die 
über die Intentionen der Bundesregierung weit hinausgeht – 
vermutlich aber auch über das vernünftige Maß.

Wenn es eines Tages ein ausgearbeitetes Konzept der Ener-
giewende geben wird, so besteht es aus drei miteinander ab-
gestimmten Paketen:

1 Mittels eines rein verbalen Hoch-Pushens der quantitativ unveränder-
ten Ziele der Bundesregierung pro Jahrzehnt, durch die Zielformel in 
§ 1 (2) EEG: „mindestens zu erhöhen auf y Prozent spätestens bis zum 
Jahr 20x0“.

2 Die öffentlichen Äußerungen seitdem zeigen: Das BMU akzeptiert 
das Gesetz; das BMWi dagegen demonstriert seine Auffassung, über 
dem Gesetz zu stehen.

• dem Masterplan, der die Menge an Erneuerbaren-Erzeu-
gungsanlagen angibt, die zuwachsen soll, und das regio-
nalisiert und auf der Zeitachse bestimmt;

• dem (reformierten) „EEG 2.0“, das, als Teil eines refor-
mierten Strommarktdesigns, die Anreize für Investoren so 
setzt, dass auch zu erwarten ist, dass der Aufwuchs von 
Erneuerbaren- sowie der erforderlichen Ausgleichs-Ka-
pazitäten gemäß den Angaben des Masterplans erfolgt;

• dem Konzept des Netzausbaus, das auf das Mengenge-
rüst des Masterplans bezogen ist und dafür sorgt, dass 
der Strom, der aus Erneuerbaren-Kraftwerken kommen 
soll, zu den Verbrauchern gelangen und also genutzt wer-
den kann.

Von diesen drei Paketen des Konzepts „Energiewende“ wer-
den noch zwei von den Bundesländern beraten – moderiert 
vom Chef des Bundeskanzleramts. Allein der Netzplan steht 
zur Verabschiedung im Bundestag an – der Bundesrat hat 
bereits grünes Licht gegeben. Bei der Anhörung von Sach-
verständigen3 hat es zum Thema „Sicherheit der Stromver-
sorgung“ keinerlei Einwendungen gegeben. Dabei liegen 
Gründe für Einwendungen gleichsam auf der Straße.

Der Entwurf des Netzausbaus, den die Übertragungsnetzbe-
treiber erarbeitet hatten, folgte dem Kriterium der Sicherheit 
der Stromversorgung gemäß den dafür relevanten gesetzli-
chen Vorgaben.4 Die Bundesnetzagentur hat den Übertra-
gungsnetzbetreibern attestiert, dem entsprochen zu haben. 
Um dann deren Plan um etwa ein Drittel zu kürzen und ihn, 
so gekürzt, zur Bestätigung an die Bundesregierung und an 
den Gesetzgeber weiterzuleiten. Sicher kann aber nur eines 
der beiden Netzkonzepte sein. Es sei denn, man akzeptiert 
einen ambivalenten Sicherheitsbegriff.

Die Bestimmung des Sicherheitsniveaus eines Stromsys-
tems wird bislang deterministisch vorgenommen, geleitet 
von dem klassischen (n-1)-Kriterium. Das Konzept selbst be-
darf eines neuen Ansatzes, (a) in Form eines stochastischen 
Ansatzes und (b) in der Richtung, dass der enge Sicherheits-
begriff in Vorstellungen von Robustheit bis Vulnerabilität ein-
gebettet wird. Dem würde entsprechen, wenn die Aspekte 
„kritischen Infrastrukturen“ und „cyber crime“ mit mehr be-
dacht würden als lediglich mit gesammeltem Schweigen 
– das auch angesichts von vier, bzw. nach dem Willen der 
Bundesnetzagentur sogar nur noch drei, HGÜ-Korridoren in 
Nord-Süd-Richtung.

3 Zum Entwurf des Bundesbedarfsplans im Deutschen Bundestag (15. 
April 2013).

4 In § 12b (1) EnWG heißt es „Der [...] Netzentwicklungsplan muss alle 
[...] Maßnahmen [...] enthalten, die [...] für einen sicheren und zuverläs-
sigen Netzbetrieb erforderlich sind.“
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den aber kann die inselartige Entwicklung nicht anders, als 
mit ihrer Umgebung in Wechselwirkung zu stehen.

Das kann netzseitig kritisch werden. Deutschlands Ansatz 
gleicht dem, dass ein Partner beim Paar-Trampolin-Springen 
in einem anderen Rhythmus springen möchte als sein Team-
Kollege. In einem schwingenden Gesamtsystem ist das si-
cherheitsrelevant. Zwar gilt: Asynchrones Paar-Trampolin-
Springen ist möglich – es ist nicht zum Scheitern verurteilt. 
Es erfordert aber eine höhere Professionalität als synchro-
nes Springen.

Dominant unter den bislang entwickelten und konkurrenz-
fähig gewordenen Technologien, die sich aus erneuerbaren 
Quellen speisen, sind die Techniken der Photovoltaik und der 
Windnutzung. Sie weisen gegenüber den Stromerzeugungs-
techniken, die sie abzulösen angetreten sind, eine Besonder-
heit auf. Die Pointe ist: Dieser Wechsel in der Technologie der 
Erzeugungsanlagen tangiert zentral Netzeigenschaften.

Mit Photovoltaik und Windkraftanlagen wird gleichsam die 
elementarste Form von Kraft (englisch: power = Elektrizität) 
direkt abgegriffen und zeitgleich in ein Netz eingespeist – die 
Volatilität von Sonnenschein sowie Wind & Wetter wird mit 
Nutzung dieser Technologien direkt netzpräsent. Nun ist die 
Gewährleistung der Stabilität der Netzbedingungen defi ni-
torisch identisch mit der Sicherheit der Stromversorgung. 
Sie war schon immer und ist auch in Zukunft ein gemeinsa-
mes Gut. Alle Verbraucher hängen am Netz, und von seinem 
Funktionieren hängt der Bestand extrem hoher Werte ab, die 
sich bei ihnen befi nden. Die Ineffi zienz verlorener Stromsi-
cherheit wird deutlich in Gebieten, wo beinahe jedes Unter-
nehmen sich mit Notstromdieseln selbst schützt, also aus 
der Produktion gemeinsamer Sicherheit ausschert.

Mit der Energiewende wird die gemeinsame Sicherheit zu 
einem Gut von gesteigert prekärem Charakter. Die Bedin-
gungen physikalisch-natürlicher Selbststabilität werden ab-
gebaut. Bislang wird Strom weit überwiegend aus Dampf-
kraftwerken mit Generatoren erzeugt, die eine starke rotie-
rende Masse darstellen. Da wird Wechselstrom mit etlichen 
komfortablen Nebeneigenschaften explizit produziert, da-
runter der, die Stabilität eines dynamischen Netzzustands 
tendenziell selbstregulierend zu halten. Nun geht es hin zu 
einem Stromsystem, das dominant aus dem lediglich ab-
geernteten, gleichsam nackten Strom aus Sonne und Wind 
gespeist wird. Die komfortablen sicherheitsunterstützenden 
Leistungen gehen verloren.

Wesentlich ist die entfallende Schwungmasse und damit die 
entfallende Primärregelung der Windkraftanlagen, deren Um-
richtertechnik auf dem Vorhandensein eines stabilen Netzes 
(starres Netz) beruht und die eine Änderung der Netzfrequenz 
nicht in eine Leistungsabgabeänderung umsetzen. Das gilt 

Sicherheit im Status quo versus 
Sicherheitsmanagement in der Wende

Die Aufgabe, für die Sicherheit der Stromversorgung in 
Deutschland zu sorgen, ist rechtlich anscheinend klar de-
legiert. Sie wurde den vier Übertragungsnetzbetreibern in 
Deutschland unter der Aufsicht der Bundesnetzagentur 
übertragen. Einschlägig sind die Vorgaben für die „System-
verantwortung“ (in § 13 EnWG) und für die „Sicherheit und 
Zuverlässigkeit“ (in Teil 6 EnWG). Die Regelungen in § 13 En-
WG gelten allerdings nur in sehr kurzer Frist. Sie sind erst 
dann heranziehbar, wenn „die Sicherheit oder Zuverlässig-
keit der Elektrizitätsversorgung ... <bereits> gefährdet oder 
gestört ist.“ Das heißt, erst wenn das sprichwörtliche Kind 
schon drauf und dran ist, in den Brunnen zu fallen, ist es ge-
stattet einzugreifen. Maßgaben vorsorgender Natur, also z.B. 
einen Deckel auf den Brunnenschacht zu legen, sind eher in 
Teil 6 mandatiert.

Nun geht es aber in der gegebenen historischen Stunde nicht 
mehr lediglich darum, die Sicherheit der Stromversorgung in 
ihrem Normalbetrieb zu gewährleisten. Die Energiewende im 
Strombereich ist radikal angelegt und pionierhaft zudem und 
verlangt deshalb mehr.

• Radikal, weil sie auf ein vollständig aus erneuerbaren 
Quellen gespeistes System zuläuft. Und zudem unter 
den Kraftwerkstechnologien, die sich aus erneuerbaren 
Quellen speisen, die volatilen, nicht willkürlich einsetzba-
ren Techniken Photovoltaik und Windnutzung dominieren 
lässt. Deren Flatterhaftigkeit erfordert einen Ausgleich, 
denn Sicherheit der Stromversorgung heißt Stabilität der 
Frequenz im Netz, und das auch unter neuen Bedingun-
gen, bei starken und kurzfristig vorgegebenen Schwan-
kungen in der Erzeugung. Diese Balancierung, dieser 
Ausgleich ist angebotsseitig durch Residuallast-Kraftwer-
ke, Speicherung und Abregelung sowie nachfrageseitig 
durch vielfältige Demand-Side-Management-Optionen 
(DSM-Optionen) herzustellen. Und beides in einer Schnel-
ligkeit, die der des Wechsels der Wetterlagen entspricht.

• Pionierhaft, weil sie darauf angelegt ist, erstmals in der 
Welt in einer Region ein Stromsystem zu realisieren, das 
allein aus erneuerbaren Quellen gespeist wird.

Sicherheitsrelevante Charakteristika genereller Art

Deutschland vollzieht den Übergang zu einem von volatilen 
Erneuerbaren dominierten Stromsystem, als ob es eine Insel 
wäre. Deutschlands Stromsystem ist in Wahrheit aber Mit-
telteil in einem überregionalen Verbundnetz; und deren Trä-
ger in der Nachbarschaft haben keine Pläne, die mit denen 
Deutschlands konform sind. Unter den gegebenen Umstän-
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Dort im Nordwesten Deutschlands, in extremer Randlage, 
deshalb in extremer räumlicher Konzentration, ist seit langem 
der Aufbau einer Kapazität in der Größenordnung von über 
20 GW vorgesehen. Das entspricht der Kapazität des bis An-
fang 2011 in Deutschland verfügbaren Kernkraftwerksparks. 
Einiges an Erzeugungskapazitäten wird bereits errichtet, die 
Infrastruktur befi ndet sich mit einer Auslegung, die für die 
gesamte vorgesehene Erzeugungskapazität reicht, bereits 
im Aufbau. Das ist nicht mehr rückgängig zu machen.

Die Entscheidung für diese extreme räumliche Form der 
(Nicht-)Verteilung der Windkraftanlagen auf Deutschlands 
Territorium ist weit entfernt vom Optimum, sie ist historisch 
zufällig. Aber sie ist gefällt. Ihre Kosten sind Sunk Cost – La-
mentieren hilft nicht (mehr). Wesentlicher Grund für sie ist 
ein, stark parteipolitisch motivierter, deswegen lange Jahre 
ideologisch überhöhter Gegensatz zwischen Süd- und Nord-
ländern. Die (traditionell mit Kernkraftwerken reichlich aus-
gestatteten und schwarz bzw. schwarz-gelb regierten) Süd-
länder (Bayern; Baden-Württemberg) verharrten lange Jahre 
auf der Position, auf eigenem Territorium zwar mittels reicher 
Ausstattung mit Photovoltaik Sonnenenergie ernten zu wol-
len, sich der Windernte aber zu verweigern. Diese technolo-
gisch asymmetrische Positionierung ist inzwischen mit dem 
Abräumen der Kernenergie überwunden. Aufgrund dieser 
ursprünglichen Positionen war eine darauf bezogene Gestalt 
des für Deutschland konzipierten Übertragungsnetzes er-
forderlich, sie ist nicht mehr rückgängig zu machen – es sei 
denn, man wollte das gesamte Nordsee-Offshore-Abenteuer 
abblasen, und wäre bereit, Ruinen stehen zu lassen.

Charakteristisch für die Gestalt des konzipierten Übertra-
gungsnetzes ist die erhebliche Erweiterung der Kapazitäten 
für den Stromferntransport in Nord-Süd-Richtung. Also ha-
ben die Übertragungsnetzbetreiber in der von ihnen verant-
worteten Netzplanung vier Trassen für „Stromautobahnen“ 
in Nord-Süd-Richtung vorgesehen. Hinzugekommen ist die 
Entscheidung der Bundesregierung, als Vorgabe für den 
Netzplan, sämtliche Stromautobahnen in der technologisch 
pionierhaften Form von Gleichstromverbindungen (HGÜ) 
auszuführen. Das sind, wie erwähnt, reine Punkt-zu-Punkt-
Ferntransport-Verbindungen – bisherige Kernkraftwerks-
Standorte sind Start- und Endpunkte. Aus der Sicht des Net-
zes im Süden, wo bei Neckarwestheim und Grafenrheinfeld 
beispielsweise Endpunkte sind, ist das so, als ob der Wind-
kraftanlagenpark in der Nordsee direkt das entfallende Kern-
kraftwerk ersetzt.

Sicherheitsverantwortung aus Risikomanagement-
Perspektive

Sicherheit ist letztlich immer etwas Produziertes, ihr Niveau 
ist deshalb abhängig von der Organisation von Zuständig-
keiten. Das gilt insbesondere, wenn die Produktion stark de-

für die Onshore-Anlagen und die kommenden Offshore-An-
lagen (vor allem bei Gleichstromanbindung) in gleicher Wei-
se. Es handelt sich bei diesem Strom lediglich um künstlich 
hergestellten Wechselstrom, der über einen Direktkontakt zu 
Schwungmassen nicht mehr verfügt – er ist von der Quali-
tätsstufe, die für Strom aus Dampfkraftwerken typisch war 
und bislang deswegen üblicherweise geliefert wurde, auf eine 
Qualitätsstufe degradiert worden, den Photovoltaikstrom von 
sich aus hat. Das bringt eine Einschränkung der natürlichen 
Netzstabilität und damit der Sicherheit mit sich.5

Die HGÜ-Form der Anbindung selbst ist, über die extreme 
räumliche Trennung von Erzeugung und Verbrauch hinaus, 
zusätzlich sicherheitsrelevant. HGÜ-Leitungen sind nicht 
mehr Teile eines Netzes im ursprünglichen, vertrauten, 
selbststabilisierenden Sinne. HGÜ-Leitungen sind kein Net-
zelement, sondern willkürlich einsetzbare, zwischengeschal-
tete Punkt-zu-Punkt-Verbindungen.

Sicherheitsrelevante Charakteristika kontingenter Art

Historisch kontingent ist, dass das Verteilnetz in Deutsch-
land weitgehend noch in dem Stadium ist, in dem dessen 
natürliche Ausgleichs-Selbstregularität verlässlich ist. Es be-
steht keine Notwendigkeit, es zu steuern, und also gibt es 
auch keinen Grund, es mit Monitoring- und Diagnose-Tools 
so auszustatten, dass man wissen kann, was da jeweils wo 
passiert. Es handelt sich also (überwiegend) (noch) um keine 
Smart Grids. Smart sind zur Zeit lediglich die Übertragungs-
netze, die die Übertragungsnetzbetreiber besitzen und be-
aufsichtigen. Mit dem Konzept der Energiewende verlagert 
sich nun die Stromerzeugung von Groß-Dampfkraftwerken, 
die in Übertragungsnetzbetreiber-Netze einspeisen, hin zu 
kleineren bis Kleinst-Erzeugungseinheiten, die nicht mehr 
in die Übertragungsnetze der Übertragungsnetzbetreiber 
einspeisen. Die Übertragungsnetzbetreiber sind aber für die 
Sicherheit verantwortlich und vermögen ihren Netzteil auch 
penibel zu überwachen. In den Verteilnetzen hingegen, in die 
zunehmend eingespeist wird, herrschen gegenwärtig hin-
sichtlich Steuerbarkeit noch gleichsam Blindfl ugbedingun-
gen ohne Instrumentierung – und hinsichtlich des Eigentums 
eine kaum überschaubare Diversität. So ist es – noch.

Historisch kontingent und spezifi sch für die besondere Form 
des Erneuerbaren-Ausbaus in Deutschland ist die Entschei-
dung, mit erheblichen Kapazitäten in die besonders aufwän-
dige und herausfordernde Windkraft auf See zu gehen, und 
zwar konzentriert in die Nordsee, in den schmalen „Enten-
schnabel“, der Deutschlands Hoheitsgebiet dort ausmacht. 

5 Eine erprobte Lösung für dieses Problem fehlt bislang. In der Fachlite-
ratur fi ndet man hierzu etwas unter den Stichworten ROCOF (Rate of 
Change of Frequency), d.h. 1. Ableitung der Netzfrequenz nach der Zeit) 
und „emulated inertia“ (synthetische/simulierte Schwungmasse).
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Eine ernstgenommene Verantwortung für die Sicherheit der 
Stromversorgung geht bis dahin, dass ihr erlaubt werden 
muss, Rechte für Entscheidungen, die sich bislang das Par-
lament zu treffen vorbehält, einzuschränken. Ein Zeichen an 
der Wand ist die über das letzte Jahrzehnt aufgewachsene 
50,2 Hertz-Problematik. Charakteristisch für sie ist, dass 
nicht Eigenschaften einer (jeden) Einzelanlage die Netzsta-
bilität gefährden, die Gefährdung ist vielmehr Produkt der 
Photovoltaik-Kleinanlagen in Summe und zudem nur ab 
einem Schwellenwert, sofern ihr Anteil ein gewisses Maß 
übersteigt. Bei dieser Charakteristik sah sich keine Institu-
tion in der Verantwortung, diese Gefährdung analytisch zu 
durchdringen und der, eigentlich absehbar, aufwachsenden 
Problematik antizipativ zu begegnen. Aus ihr wurde bislang 
nur technologisch durch verordnete Nachrüstung eine Kon-
sequenz gezogen.7 Hinsichtlich des organisatorischen Ver-
sagens bleiben die Augen bislang geschlossen.

Die Netzverantwortlichen selbst sind in Deutschland über-
dies noch in vier Übertragungsnetzbetreiber zerstückelt. 
Zusammengenommen gilt: Das sind lauter organisatorische 
Bedingungen, angesichts derer ein im Sicherheitsmanage-
ment erfahrener Profi  spontan, auf den ersten Blick sagen 
würde: Die Voraussetzungen dafür, dass es über kurz oder 
lang schief geht, könnte man kaum „geeigneter“ zusam-
menstellen.

7 Neufassung von § 12 Absatz 3a Buchstabe c EnWG. Damit wurde er-
möglicht, im „Interesse der technischen Sicherheit und der Gewährleis-
tung der Stabilität des Elektrizitätsversorgungssystems durch Rechts-
verordnung technische Anforderungen für Anlagen zur Erzeugung 
elektrischer Energie festzulegen und entsprechende Nachrüstungen für 
diejenigen Altanlagen anzuordnen, die den Vorgaben nicht genügen.“

zentralisiert ist. Beim Strom waren Erzeugung und Netz bis 
zum Zeitpunkt der Liberalisierung, wenn auch in vier Teilen 
(Demarkationsgebieten), in je einer Hand. Mit der Strom-
marktliberalisierung wurde die Verantwortung für die Erzeu-
gung von Strom von der für den Netzbetrieb organisatorisch 
getrennt – die Erzeugung ist seitdem wettbewerblich organi-
siert, das Netz hingegen wird monopolartig geführt. Beides 
ist im Rahmen einer neu konzipierten Aufsicht unter unter-
schiedliche Organe (Kartellamt und Bundesnetzagentur) 
gestellt. Die Verantwortung für die Sicherheit des gesamten 
Systems war nun neu zu allokieren.

Im Ergebnis ist sie einer Seite, den Netzverantwortlichen, 
übertragen worden – also Übertragungsnetzbetreibern und 
Bundesnetzagentur-Aufsicht. Wenn es nun aber so ist, dass

• der Wandel im Bereich der Erzeugung, hin zu Photovol taik 
und Windkraft, strukturell netzdestabilisierend ist bzw. 
sein kann, und

• die Netzverantwortlichen zum Ausgleich immer stärker 
mit Ersatzvornahmen auf Erzeugungsseite eingreifen 
müssen,

dann ist eine Trennung der Verantwortlichkeiten für das Funk-
tionieren des Systems als Ganzem in dem Maße zunehmend 
künstlich und riskant, wie der Anteil dieser Erneuerbaren 
wächst. Die Verantwortung für die Sicherheit der Stromver-
sorgung seitens der Netzverantwortlichen erfordert umfas-
sende Durchgriffsrechte bis weit in den Erzeugungsbereich 
hinein – wie sie nun schrittweise auch geschaffen werden.6

6 Der krönende „Schlussstein“ dieses Prozesses wird die Verordnung 
sein, mit der das Mandat in § 53 EnWG umgesetzt werden wird. In 
diesem von der EU vorgegebenen, wenig beachteten Mandat heißt es: 
„Sofern die Versorgungssicherheit [...] durch vorhandene Erzeugungs-
kapazitäten oder getroffene Energieeffi zienz- und Nachfragesteue-
rungsmaßnahmen allein nicht gewährleistet ist, kann die Bundesregie-
rung [...] ein Ausschreibungsverfahren [...] für neue Kapazitäten oder 
Energieeffi zienz- und Nachfragesteuerungsmaßnahmen vorsehen“.
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